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1 Einleitung 

1.1  Grundproblematik der Vorsteueraufteilung bei Spar- 
 kassen 

In Deutschland gibt es derzeit 3931 öffentlich-rechtliche Sparkassen2, die „als 

Universalkreditinstitute alle üblichen Bankgeschäfte [- dazu gehören z. B. das 

Einlagengeschäft, das Kreditgeschäft, das Wertpapier-Depotgeschäft und alle 

weiteren in § 1 Abs. 1 S. 2 KWG genannten Bankgeschäfte -, Anm. des Verf.] mit 

privaten Haushalten, Unternehmen, den Kommunen und institutionellen Kunden 

[betreiben]“3. 

Aufgrund der Unternehmereigenschaft von Sparkassen handelt es sich bei den 

Bankgeschäften respektive Ausgangsumsätzen, die sie an ihre Kunden erbrin-

gen, aus umsatzsteuerlicher Sicht zumeist um steuerbare Leistungen, die i. d. R. 

jedoch nach § 4 Nr. 8 UStG von der Umsatzsteuer befreit sind. Der Anteil der 

umsatzsteuerpflichtigen Ausgangsumsätze, die „typischerweise nicht unmittelba-

re [Bankgeschäfte bzw., Anm. des Verf.] Finanzdienstleistungen i. S. d.  

§ 4 Nr. 8 UStG sind“4, ist bei Sparkassen hingegen naturgemäß deutlich gerin-

ger. 

Dieses Ungleichgewicht zwischen umsatzsteuerfreien und umsatzsteuerpflichti-

gen Ausgangsumsätzen wirkt sich im Hinblick auf den Vorsteuerabzug nach  

§ 15 UStG zu Ungunsten der Sparkassen aus, da Vorsteuerbeträge - soweit sie 

in wirtschaftlichem Zusammenhang mit bestimmten vorsteuerschädlichen Aus-

gangsumsätzen, sog. Ausschlussumsätzen, stehen - nicht abzugsfähig sind. Bei 

den nach § 4 Nr. 8 UStG von der Umsatzsteuer befreiten banktypischen Ge-

schäften handelt es sich regelmäßig um solche Ausschlussumsätze. 

                                                
1
 Vgl. Deutscher Sparkassen- und Giroverband 2013: Finanzbericht 2016 der Sparkassen-

Finanzgruppe. 
2
 Es ist zu erwähnen, dass es neben den genannten 393 öffentlich-rechtlichen Sparkassen - auch 

kommunale Sparkassen genannt - in Deutschland derzeit (Stand zum 31. Dezember 2016) 6 freie 
Sparkassen gibt. Vgl. Verband der Deutschen Freien Öffentlichen Sparkassen: Verband der Freien 
Sparkassen - Ordentliche Mitglieder.  
Diese privatrechtlich organisierten Sparkassen - i. d . R. handelt es sich hierbei um Aktiengesell-
schaften - sind nicht kommunal gebunden und ihre Rechtsverhältnisse sind zumeist nicht in den 
Sparkassengesetzen der Länder geregelt.  
Die freien Sparkassen sollen nicht Inhalt dieser Arbeit sein. Alle nachfolgenden Ausführungen be-
ziehen sich daher, soweit nicht ausdrücklich auf die freien Sparkassen verwiesen wird, auf öffent-
lich-rechtliche Sparkassen. 
3
 Deutscher Sparkassen- und Giroverband 2013: Sparkassen - Geschäfte, die man versteht, mit 

Kunden, die man kennt. 
4
 Achten, Frank: Vorsteueraufteilung bei Kreditinstituten - Der neue Bankenschlüssel - Zweifelsfra-

gen und Optimierungsmöglichkeiten für die Besteuerungspraxis, Hamburg : Diplomica Verlag 
GmbH, 2007, S. 1. 
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Ob ein wirtschaftlicher Zusammenhang zwischen einer Eingangsleistung und 

einem Ausschlussumsatz besteht, ist leicht zu erkennen, wenn eine erworbene 

Ware oder Dienstleistung direkt in einen bestimmten Ausgangsumsatz einfließt. 

Kann eine Eingangsleistung einem Ausgangsumsatz nicht direkt zugeordnet 

werden, weil sie sowohl in vorsteuerschädliche Ausschlussumsätze als auch in 

vorsteuerunschädliche Ausgangsumsätze einfließt, ist eine Aufteilung des Vor-

steuerbetrages in einen abzugsfähigen und einen nicht abzugsfähigen Teilbetrag 

erforderlich.  

Der abzugsfähige und nicht abzugsfähige Teilbetrag kann nach dem Prinzip der 

wirtschaftlichen Zuordnung durch sachgerechte Schätzung gem.  

§ 15 Abs. 4 S. 2 UStG ermittelt werden. Eine mögliche Schätzungsmethode - die 

Aufteilung der Vorsteuerbeträge nach Margen - ist durch das BMF konzipiert und 

mit Schreiben vom 12. April 20055 bekanntgegeben worden. Gem. diesem Mar-

genmodell können Sparkassen die abzugsfähigen Teilbeträge durch Anwendung 

des sog. Neuen Bankenschlüssels - dem Verhältnis der umsatzsteuerpflichtigen 

Ausgangsumsätze zu den gesamten Ausgangsumsätzen einer Sparkasse -  

ermitteln.  

1.2  Aufbau und Zielsetzung dieser Arbeit 

Die vorliegende Arbeit soll die Problematik der Vorsteueraufteilung bei öffentlich-

rechtlichen Sparkassen beleuchten. Das Hauptaugenmerk soll hierbei auf dem 

Neuen Bankenschlüssel liegen, welcher eine Möglichkeit zur Vorsteueraufteilung 

im Schätzungswege darstellt. Außerdem soll erforscht werden, ob der Vorsteuer-

abzug der Sparkassen durch die Umsatzsteuer-Option optimiert werden kann. 

Dazu soll im zweiten Kapitel zunächst auf die grundsätzlichen Regelungen zur 

Unternehmereigenschaft von Sparkassen eingegangen werden. In diesem Zu-

sammenhang soll auch die Umsatzsteuerfreiheit und Umsatzsteuerpflicht der von 

Sparkassen getätigten Ausgangsumsätze - insbesondere die der banktypischen 

Geschäfte - betrachtet und die Grundzüge des Vorsteuerabzuges von Sparkas-

sen dargelegt werden.  

Darauf aufbauend soll im dritten Kapitel dieser Arbeit zunächst die Grundproble-

matik der Vorsteueraufteilung nach der wirtschaftlichen Zurechnung thematisiert 

werden. Schwerpunkt soll im ersten Teil dieses Kapitels die Aufteilung im Schät-

zungswege sein. Die Ausführungen zur wirtschaftlichen Zurechnung sollen der 

                                                
5
 Vgl. BMF, Schreiben vom 12. April 2005 (IV A 5 S 7306 5/05, Umsatzsteuer Rundschau 2005, 

Köln : Verlag Dr. Otto Schmidt, S. 574), Anhang 1. 
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Überleitung zum zweiten Teil dieses Kapitels, einem Diskurs über die Ermittlung 

des Neuen Bankenschlüssels, dienen. Primär sollen dabei die Grundlagen für die 

Berechnung und die rechnerische Ermittlung durch die Sparkassen beleuchtet 

werden. 

Im vierten Kapitel sollen anschließend die Auswirkungen der Umsatzsteuer-

Option auf die Ermittlung des Neuen Bankenschlüssels und die Höhe abzugsfä-

higer Vorsteuerbeträge erörtert werden. Um abschließend zu eruieren, welche 

Vorteile der Sparkasse durch die Option zur Umsatzsteuer im Hinblick auf die 

Aufteilung der Vorsteuer entstanden sind, sollen in diesem Kapitel zunächst je-

doch die Wirkung und die Voraussetzungen für die Option nach § 9 UStG be-

trachtet werden. 

Es ist darauf hinzuweisen, dass die Frage, ob das Neue Konzept zur Vorsteuer-

aufteilung bei Kreditinstituten6, welches die Grundlage für die Ermittlung des 

Neuen Bankenschlüssels bei Sparkassen bildet und vom BMF in Zusammenar-

beit mit dem Finanzamt Frankfurt am Main V entwickelt wurde, mit dem derzeit 

geltenden Europarecht konform geht „oder ob [es] als europarechtswidrig anzu-

sehen ist“7, nicht Gegenstand dieser Arbeit sein soll.  

 

 

                                                
6
 Vgl. BMF, Schreiben vom 12. April 2005 (IV A 5 S 7306 5/05), Anhang 1. 

7
 Achten, Frank: Vorsteueraufteilung bei Kreditinstituten - Der neue Bankenschlüssel - Zweifelsfra-

gen und Optimierungsmöglichkeiten für die Besteuerungspraxis, S. 4. 
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2 Umsatzsteuerliche Behandlung von Sparkassen 

2.1  Unternehmereigenschaft öffentlich-rechtlicher Spar- 
 kassen 

Kommunale Sparkassen befinden sich in der Hand eines öffentlichen Trägers,  

z. B. eines Landkreises oder einer kreisfreien Stadt und dienen seit jeher einem 

besonderen öffentlichen Zweck, nämlich der Förderung des Sparens und der 

Vermögensbildung.8 Sie zählen somit zu den Anstalten des öffentlichen Rechts9 

und besitzen grundsätzlich die umsatzsteuerliche Unternehmerfähigkeit10. 

Ob öffentlich-rechtliche Sparkassen in Ausübung ihrer Geschäftstätigkeit auch 

tatsächlich als Unternehmer i. S. d. Umsatzsteuergesetzes agieren, hängt davon 

ab, ob sie die Bestimmungen zum unternehmerischen Handeln einer juristischen 

Person des öffentlichen Rechts erfüllen. Zunächst traf § 2 Abs. 3 UStG a. F. hier-

zu spezielle Regelungen.11 

2.1.1 Unternehmereigenschaft nach § 2 Abs. 3 UStG a. F. 

Gem. § 2 Abs. 3 UStG a. F. stellt „die Gesamtheit der Betriebe gewerblicher Art  

i. S. v. § 1 Abs. 1 Nr. 6, § 4 KStG (…) das Unternehmen der juristischen Person 

des öffentlichen Rechts dar“12. Nur die Umsätze, die innerhalb dieser Betriebe 

gewerblicher Art oder der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe erzielt werden, 

werden im Rahmen des Unternehmens der juristischen Person des öffentlichen 

Rechts ausgeführt und unterliegen der Umsatzsteuer.13  

Wann eine juristische Person des öffentlichen Rechts einen Betrieb gewerblicher 

Art unterhält, richtet sich nach den Vorschriften des § 1 Abs. 1 Nr. 6 und § 4 

                                                
8
 Weiterführend: Die Rechtsnatur und der Zweck einer Sparkasse sind im jeweiligen Sparkassen-

gesetz eines Bundeslandes verankert. Vgl. beispielhaft § 1 Abs. 1 und § 2 Abs. 1 SpkG-LSA oder  
§ 1 Abs. 1 und § 2 Abs. 1 BbgSpkG.  
9
 Radeisen, Rolf-Rüdiger in Schwarz, Bernhard; Widmann, Werner; Radeisen, Rolf-Rüdiger (Hrsg.): 

Umsatzsteuergesetz - Kommentar, Onlineversion : Haufe Lexware, 2017, § 2 UStG, Rz. 386: „Un-
ter Anstalten versteht man zu Rechtspersonen öffentlichen Rechts erhobene Bestände von sachli-
chen und persönlichen Verwaltungsmitteln, welche in der Hand von Trägern öffentlicher Verwaltung 
einem besonderen öffentlichen Zweck dauernd zu dienen bestimmt sind. Beispielhaft können hier 
öffentliche Banken, Sparkassen, Versicherungsanstalten und Rundfunkanstalten genannt werden.“ 
10

 Vgl. Abschnitt 2.1. Abs. 1 S. 1 UStAE vom 1. Oktober 2010 (BStBl I S. 846), Version zum Stand 
am 31. Dezember 2016 auf der Basis des Stands zum 31. Dezember 2015. 
11

 Hinweis: Die Regelung des § 2 Abs. 3 UStG a. F. ist für die bis einschließlich 31. Dezember 2016 
erbrachten Umsätze der Sparkassen anzuwenden. Vgl. BMF, Schreiben vom 16. Dezember 2016 
(III C 2 S 7107/16/10001, BStBl I 2016 S. 1451): „Durch Artikel 12 des Steueränderungsgesetzes 
2015 vom 2. November 2015 (BGBl. I 2015 I S. 1834) wurden die Regelungen zur Unternehmerei-
genschaft von juristischen Personen des öffentlichen Rechts neu gefasst. § 2 Abs. 3 UStG wurde 
aufgehoben und § 2b neu in das UStG eingefügt. Die Änderungen treten am 1.1.2017 in Kraft.“. 
12

 Abschnitt 2.11. Abs. 2 S. 1 UStAE. 
13

 Vgl. Abschnitt 2.11. Abs. 2 S. 3 UStAE. 
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KStG.14 Demnach liegt ein Betrieb gewerblicher Art einer juristischen Person des 

öffentlichen Rechts vor, wenn diese eine Einrichtung mit nachhaltiger wirtschaftli-

cher Tätigkeit zur Erzielung von Einnahmen15 unterhält und sich diese Einrich-

tung, die kein land- oder forstwirtschaftlicher Betrieb sein darf, innerhalb der Ge-

samtbetätigung dieser juristischen Person des öffentlichen Rechts wirtschaftlich 

heraushebt. Im Einzelnen bedeutet dies, dass innerhalb der Gesamtbetätigung 

der juristischen Person des öffentlichen Rechts eine abgrenzbare16, nicht hoheit-

liche und auf Wiederholung angelegte Tätigkeit ausgeführt werden muss, die von 

wirtschaftlicher Bedeutung - d. h. mit einer gewissen wirtschaftlichen Selbstän-

digkeit ausgestattet - sein muss. Um von einer solchen wirtschaftlichen Selbstän-

digkeit sprechen zu können, wird aus Vereinfachungsgründen auf das Über-

schreiten einer Umsatzgrenze von 35.000,00 Euro17 mit dieser Betätigung abge-

stellt. 

Bei der Frage, ob eine Sparkasse einen solchen Betrieb gewerblicher Art unter-

hält, erscheint problematisch, dass die nachhaltig zur Erzielung von Einnahmen 

ausgeübte Tätigkeit durch die Sparkasse nicht als Teilbetrieb ausgeführt, son-

dern vielmehr als Hauptzweck betrieben wird. Innerhalb der Gesamtbetätigung 

einer Sparkasse besteht also keine abgrenzbare Einrichtung mit wirtschaftlicher 

Selbständigkeit, innerhalb derer die Bankgeschäfte und die übrigen Leistungen 

der Sparkassen ausgeführt werden. Bei Sparkassen, die in ihrer Gesamtheit die-

se Voraussetzungen für das Vorliegen eines Betriebes gewerblicher Art erfüllen, 

spricht man - wie bei anderen Kredit- oder Versicherungsanstalten auch - von 

Betrieben gewerblicher Art im Rechtskleid juristischer Personen des öffentlichen 

Rechts.18 Diese Fallkonstellation ist ebenfalls durch § 1 Abs. 1 Nr. 6 KStG er-

fasst, was durch § 4 Abs. 2 KStG, einer Vorschrift mit lediglich deklaratorischer 

Bedeutung, klargestellt wird.19 

Zu beachten ist außerdem, dass Sparkassen nur dann als Betrieb gewerblicher 

Art i. S. v. § 2 Abs. 3 UStG a. F. i. V. m. § 1 Abs. 1 Nr. 6 und § 4 KStG unterneh-

merisch tätig werden, wenn sie keine hoheitliche Tätigkeit ausüben. „Eine hoheit-

liche Tätigkeit liegt i. d. R. dann vor, wenn sie der [juristischen Person des öffent-

                                                
14

 Vgl. Abschnitt 2.11. Abs. 4 S. 1 UStAE. 
15

 Vgl. auch Erhard, Gerd in Heuermann, Bernd; Brandis, Peter (Hrsg.): Blümich - Einkommensteu-
ergesetz, Körperschaftsteuergesetz, Gewerbesteuergesetz - Kommentar, 139. Ergänzungsliefe-
rung, München : Verlag Franz Vahlen, 2017, § 4 KStG, Rz. 11: „Für die Annahme eines BgA ist es 
ausreichend, wenn die Tätigkeit auf Einnahmeerzielung gerichtet ist. Folglich ist es nicht erforder-
lich (und häufig auch nicht der Fall), dass ein Totalgewinn erzielt wird.“. 
16

 Weiterführend: ebenda, § 4 KStG, Rz. 28. 
17

 Vgl. Richtlinie 4.1 Abs. 5 S. 1 KStR 2015.  
18

 Vgl. Erhard, Gerd in Blümich - Einkommensteuergesetz, Körperschaftsteuergesetz, Gewerbe-
steuergesetz - Kommentar, § 4 KStG, Rz. 61 und 63. 
19

 Vgl. ebenda, § 4 KStG, Rz. 61. 
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lichen Rechts, Anm. des Verf.] eigentümlich und vorbehalten ist. Dies ist grund-

sätzlich der Fall, wenn die Aufgabe [der juristischen Person des öffentlichen 

Rechts, Anm. des Verf.] durch Bundes- oder Landesrecht zugewiesen und eine 

Übertragung auf private Dritte ausgeschlossen ist.“20 Die Aufgaben der öffentlich-

rechtlichen Sparkassen sind in den Sparkassengesetzen der Länder verankert. 

Grundsätzlich könnte man bei Sparkassen also von Hoheitsbetrieben sprechen. 

Da die Tätigkeit der Sparkassen aber unter gleichen Bedingungen auch auf pri-

vate Dritte übertragen werden kann - dies ist z. B. bei der Ausführung von bank-

typischen Geschäften durch Privatbanken oder bei der Tätigkeit der freien Spar-

kassen der Fall - ist die Hoheitlichkeit der Tätigkeit der Sparkassen zu verneinen. 

Schlussfolgern lässt sich daraus, dass Sparkassen als Betriebe gewerblicher Art 

im Rechtskleid juristischer Personen des öffentlichen Rechts tätig werden und 

diese Tätigkeit eine unternehmerische Tätigkeit i. S. d. § 2 Abs. 3 UStG a. F. dar-

stellt.  

2.1.2 Unternehmereigenschaft nach § 2 Abs. 1 i. V. m.  
      § 2b UStG 

Mit Wirkung zum 1. Januar 2017 wurde § 2 Abs. 3 UStG aufgehoben und  

§ 2b UStG neu in das UStG eingefügt.21 Anders als § 2 Abs. 3 UStG a. F., regelt 

diese Vorschrift jedoch nicht den gesamten Bereich der Besteuerung juristischer 

Personen des öffentlichen Rechts, weshalb hierfür ab dem 1. Januar 2017 zu-

sätzlich die Grundregel für die Bestimmung unternehmerischen Handelns nach § 

2 Abs. 1 UStG heranzuziehen ist.22  

Juristische Personen des öffentlichen Rechts sind gem. § 2 Abs. 1 S. 1 UStG 

Unternehmer, sobald sie eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit selbständig 

ausüben. Gewerblich oder beruflich ist nach § 2 Abs. 1 S. 3 UStG hierbei jede 

nachhaltig ausgeübte wirtschaftliche Tätigkeit, die auf die Erzielung von Einnah-

men gerichtet ist. Dass eine selbständige Tätigkeit einer juristischen Person des 

öffentlichen Rechts vorliegt, wenn keine Organschaft mit einem anderen Unter-

nehmen besteht, ergibt sich durch Umkehrschluss aus § 2 Abs. 2 Nr. 2 S. 1 

UStG. 

                                                
20

 Große, Frank in Ebber, Bodo; Becker, Werner (Hrsg.): Juris Lexikon Steuerrecht, Saarbrücken : 
Juris - Fachportal Steuerrecht, 2008, Betrieb gewerblicher Art (BgA), Rz. 18. 
21

 Weiterführend: Vgl. zur Möglichkeit der Inanspruchnahme einer Übergangsregelung BMF, 
Schreiben vom 16. Dezember 2016 (III C 2 S 7107/16/10001, BStBl I 2016 S. 1451), Rz. 58-60.  
22

 Vgl. Korn, Christian in Bunjes, Johann (Hrsg.): Umsatzsteuergesetz - Kommentar, 16. neubear-
beitete Auflage, München : Verlag C. H. Beck oHG, 2017, § 2b UStG, Rz. 5. 
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Organschaftlich gebunden sind kommunale Sparkassen nicht, d. h. sie üben  

eine selbständige Tätigkeit i. S. d. § 2 Abs. 1 S. 1 UStG aus. Ihre auf Dauer an-

gelegte Geschäftstätigkeit23 betreiben sie außerdem mit der Absicht, Einnahmen, 

z. B. in Form von Zinsen, Depot- oder Kontoführungsentgelten, zu erzielen.24 

Dass die Gewinnerzielung hierbei nicht den Hauptzweck der Geschäftstätigkeit 

der Sparkassen darstellt, ist insoweit gem. § 2 Abs. 1 S. 3 UStG unschädlich.25 

Öffentlich-rechtliche Sparkassen erfüllen daher grundsätzlich die Voraussetzun-

gen des § 2 Abs. 1 UStG und sind als Unternehmer anzusehen. Zu beachten ist 

jedoch zusätzlich die Vorschrift des § 2b UStG, welche „einschränkend [regelt], 

wann eine juristische Person des öffentlichen Rechts - trotz Erfüllung dieser Vo-

raussetzungen - kein Unternehmer ist.“26 Dies wäre gem. der Regelungen in  

§ 2b Abs. 1 S. 1 u. 2 UStG dann der Fall, wenn eine juristische Person des öf-

fentlichen Rechts Leistungen im Rahmen öffentlicher Gewalt ausübt und wenn 

die daraus resultierende Behandlung als Nichtunternehmer zu keinen größeren 

Wettbewerbsverzerrungen führen würde.  

Bei den Sparkassen-Satzungen27 handelt es sich um solche öffentlich-rechtlichen 

Sonderregelungen, die grundsätzlich ein Handeln im Rahmen öffentlicher Gewalt 

begründen können. Da Sparkassen ihre Leistungen aber in privatrechtlicher 

Handlungsform, also z. B. durch den Abschluss von Verträgen mit ihren Kunden, 

ausüben und daher unter den gleichen rechtlichen Bedingungen agieren, wie es 

private Wirtschaftsteilnehmer tun können, wird die Tätigkeit der kommunalen 

Sparkassen nicht von § 2b UStG erfasst. 28 Eine Einschränkung der unternehme-

rischen Tätigkeit der Sparkassen nach § 2b UStG besteht daher nicht. Sämtliche 

Leistungen werden von den Sparkassen im Rahmen ihrer Unternehmen erbracht. 

                                                
23

 Vgl. Abschnitt 2.3. Abs. 5 S. 1 UStAE. 
24

 Weiterführend: Vgl. zum Tatbestandsmerkmal der wirtschaftlichen Tätigkeit auch Müller, Sandra 
in Weymüller, Rainer (Hrsg.): Beck´scher Online-Kommentar Umsatzsteuergesetz, 15. Edition, 
München : Verlag C. H. Beck, 2017, § 2 UStG, Rz. 35. 
25

 Vgl. beispielhaft § 3 Abs. 3 S. 2 NWSpkG. 
26

 Korn, Christian in Bunjes - Umsatzsteuergesetz - Kommentar, § 2b UStG, Rz. 5. 
27

 Hinweis: Thomas, Brzoska: Die öffentlich-rechtlichen Sparkassen zwischen Staat und Kommu-

nen - Zum Standort der Sparkassen unter besonderer Berücksichtigung sparkassentypischen Re-
gionalprinzips, Berlin : Verlag Duncker und Humboldt, S. 22: „Die Rechtsverhältnisse der Sparkas-
sen werden, soweit keine gesetzliche (Gesetz oder Rechtsverordnung) Regelung besteht, durch 
die Sparkassensatzungen bestimmt. In ihren Satzungen wird das für die Sparkassen geltende 
Recht abschließend normiert.“. 
28

 Vgl. BMF, Schreiben vom 16. Dezember 2016 (III C 2 S 7107/16/10001, BStBl I 2016 S. 1451), 
Rz. 6. 
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2.2  Steuerfreiheit und Steuerpflicht der Ausgangsumsätze  

Leistungen unterliegen der Umsatzsteuer, soweit die Voraussetzungen des  

§ 1 Abs. 1 Nr. 1 S. 1 UStG erfüllt sind.29 Demnach sind Leistungen eines Unter-

nehmers steuerbar, sofern sie im Rahmen seines Unternehmens und nach den 

Ortsbestimmungen der §§ 3 bis 3g UStG im Inland gegen Entgelt ausgeführt 

werden.30 Steuerbare Leistungen können steuerfrei oder steuerpflichtig sein. 

Die Haupttätigkeit öffentlich-rechtlicher Sparkassen liegt in der Ausführung typi-

scher Bankgeschäfte und Finanzdienstleistungen nach § 1 Abs. 1 S. 2 und  

Abs. 1a S. 2 KWG, welche mangels „steuerwürdige[m] Endverbrauchs“31 wei-

testgehend nach § 4 Nr. 8 UStG von der Umsatzsteuer befreit sind.32 Dies betrifft 

insbesondere die Gewährung oder Vermittlung von Krediten, Umsätze im Zu-

sammenhang mit gesetzlichen Zahlungsmitteln, Umsätze im Geschäft mit Forde-

rungen, Schecks und sonstigen Handelspapieren, Umsätze im Einlagengeschäft, 

Kontokorrent-, Zahlungs- und Überweisungsverkehr sowie bestimmte Leistungen 

im Wertpapiergeschäft. Neben diesen Leistungen im Geld- und Kapitalverkehr 

führen Sparkassen auch nach § 4 Nr. 11 UStG steuerfreie Vermittlungsleistungen 

im Zusammenhang mit Bausparverträgen aus33 oder tätigen Vermietungsumsät-

ze, für die die Steuerbefreiung nach § 4 Nr. 12 Buchst. a UStG greift. 

Eine Ausnahme bildet das Depotgeschäft nach § 1 Abs. 1  S. 2 Nr. 5 KWG. Zwar 

gehört es zu den typischen Bankgeschäften i. S. d. KWG, jedoch  wird es gem.  

§ 4 Nr. 8 Buchst. e 2. Halbsatz UStG explizit von der Steuerbefreiung ausge-

schlossen. Ebenso sind Umsätze im Zusammenhang mit der Vermittlung von 

Immobilien oder der Vermietung von Kundensafes nicht durch eine Steuerbe-

freiungsvorschrift begünstigt.  

Eine Klassifizierung hinsichtlich der Steuerfreiheit oder Steuerpflicht bestimmter  

Ausgangsumsätze kann oftmals problemlos vorgenommen werden.34 Bei kom-

plexeren Leistungen ist eine solche Zuordnung nur nach Prüfung weiterer Ge-

sichtspunkte möglich. Deutlich wird dies an folgendem Beispiel: Bei der Führung 

                                                
29

 Auf § 1 Abs. 1 Nr. 4 und 5 UStG soll im Folgenden nicht eingegangen werden, da sich der 
Haupttätigkeitsbereich der Sparkassen zumeist auf steuerbare Leistungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1  
S. 1 UStG beschränkt.  
30

 Vgl. Robisch, Martin in Bunjes - Umsatzsteuergesetz - Kommentar, § 1 UStG, Rz. 1. 
31

 Heidner, Hans-Hermann in Bunjes, Johann (Hrsg.): Umsatzsteuergesetz - Kommentar, 15. neu-

bearbeitete Auflage, München : Verlag C. H. Beck oHG, 2016, § 4 Nr. 8 UStG, Rz. 2. 
32

 Zur Möglichkeit des Verzichts auf die Steuerbefreiung bestimmter Ausgangsumsätze wird auf 
Kapitel 4.2 dieser Arbeit verwiesen. 
33

 Vgl. zur steuerfreien Vermittlung von Bausparverträgen durch Kreditinstitute Abschnitt 4.11.1. 
Abs. 2 S. 1 bis 3 UStAE. 
34

 Die Subsumtion einzelner Fallgestaltungen, die bei Sparkassen im Zusammenhang mit der Prü-
fung der Steuerfreiheit oder Steuerpflicht auftreten können, ist nicht Gegenstand dieser Arbeit. 
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von Kontokorrentkonten erbringen Sparkassen verschiedene Einzelleistungen an 

ihre Kunden. Dazu gehören die allg. Kontoführung inklusive der Erstellung von 

Kontoauszügen, die Gutschrift von Überweisungen und die Ausführung von In-

lands-Überweisungsaufträgen, die Organisation von Daueraufträgen, Abbuchun-

gen im Rahmen des Lastschriftverfahrens, Scheckgutschriften und Bargeldaus-

zahlungen. Diese Leistungen sind grundsätzlich jeweils für sich hinsichtlich ihrer 

Steuerpflicht oder -freiheit zu beurteilen.35 Da diese Einzelleistungen jedoch aus 

Sicht des Durchschnittsverbrauchers36 eine untrennbare Gesamtleistung darstel-

len, verbleibt nur die wirtschaftliche Gesamtleistung Kontokorrentverkehr und ist 

für die Prüfung der Steuerfreiheit - in diesem Fall greift die Steuerbefreiung für 

Umsätze im Kontokorrentverkehr nach § 4 Nr. 8 Buchst. d UStG - maßgebend.   

2.3  Grundzüge des Vorsteuerabzuges nach § 15 UStG 

Die Umsatzsteuer ist als Allphasen-Netto-Mehrwertsteuer mit Vorsteuerabzug 

konzipiert, wonach nur der Endverbraucher eines Produktes oder einer Dienst-

leistung mit Umsatzsteuer belastet werden soll. § 15 UStG bildet in diesem Sys-

tem die zentrale Vorschrift und ermöglicht die hierfür erforderliche Umsatzsteuer-

Entlastung der Eingangsleistungen der Unternehmer innerhalb einer Leistungs-

kette.37  

2.3.1 Abziehbarkeit der Vorsteuerbeträge 

Der Grundtatbestand für den Vorsteuerabzug nach § 15 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 UStG 

regelt, dass ein Unternehmer die gesetzlich geschuldete Umsatzsteuer für eine 

Leistung, die er von einem anderen Unternehmer für sein Unternehmen bezogen 

hat, als Vorsteuer abziehen kann, sofern er eine ordnungsgemäße Rechnung 

nach § 14 und § 14a UStG mit gesondertem Umsatzsteuerausweis besitzt.38 

Voraussetzung ist also zunächst, dass es sich sowohl beim Leistungsempfänger 

als auch beim Leistenden um Unternehmer handelt. § 15 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 UStG 

greift dabei den Unternehmerbegriff nach § 2 UStG auf, sodass grundsätzlich 

auch öffentlich-rechtliche Sparkassen sowohl als Leistungsempfänger als auch 

                                                
35

 Vgl. Abschnitt 3.10. Abs. 2 S. 1 UStAE. 
36

 Vgl. BFH, Urteil vom 24. Januar 2008 (V R 42/05, BStBl II S. 697) und BFH, Urteil vom 31. Mai 
2001 (V R 97/98, BStBl II S. 658). 
37

 Vgl. Möller, Christian: Umsatzsteuerrecht - Schwerpunktbereich, Heidelberg : Verlag C. F. Müller 
GmbH, 2017, S. 177, Rz. 697. 
38

 In diesem Kapitel soll nur auf den Grundtatbestand des Vorsteuerabzuges nach § 15 Abs. 1 S. 1 
Nr. 1 UStG eingegangen werden. Fallgestaltungen im Zusammenhang mit § 15 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 
bis Nr. 5 UStG sollen nicht Gegenstand dieser Arbeit sein. 
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als Leistende in den Anwendungsbereich dieser Norm fallen.39 Es muss sich au-

ßerdem um einen anderen Unternehmer handeln, was bedingt, dass ein Vor-

steuerabzug nur dann möglich ist, wenn zwischen Leistendem und Leistungs-

empfänger keine Personenidentität besteht. 

Weiterhin dürfen Sparkassen die von leistenden Unternehmern in Rechnung ge-

stellte Umsatzsteuer gem. § 15 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 S. 1 UStG nur dann als Vor-

steuer geltend machen, sofern es sich um die gesetzlich geschuldete Umsatz-

steuer handelt. „Die gemäß § 14c [UStG, Anm. des Verf.] unzutreffend oder un-

berechtigt ausgestellte Steuer berechtigt [hingegen] nicht zum Vorsteuerabzug.“40 

Außerdem müssen die Sparkassen gem. § 15 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 S. 2 UStG im 

Besitz ordnungsgemäß ausgestellter Rechnungen nach § 14 und § 14a UStG 

sein, in denen die gesetzlich geschuldeten Umsatzsteuerbeträge gesondert aus-

gewiesen sind.41 

Des Weiteren muss der Leistungsbezug für das Unternehmen des Leistungs-

empfängers42 erfolgen. Sparkassen können grundsätzlich - wie alle anderen Un-

ternehmer auch - einen unternehmerischen und nichtunternehmerischen Bereich 

haben, denen erworbene Eingangsleistungen zugeordnet werden können.43 Der 

nichtunternehmerische Bereich eines Unternehmers definiert sich dabei durch 

das Fehlen unternehmerischer Tätigkeit i. S. d. § 2 UStG44, was bei juristischen 

Personen des öffentlichen Rechts nur in Fällen des § 2b UStG, also bei hoheitli-

cher Tätigkeit, die zu keinen größeren Wettbewerbsverzerrungen führt, der Fall 

sein kann.45 Bei Sparkassen sind daher sämtliche Eingangsleistungen - sofern 

nicht die Verwendung als unentgeltliche Wertabgabe i. S. d. § 3 Abs. 1a und Abs. 

                                                
39

 Vgl. Lippross, Otto-Gerd: Grüne Reihe - Steuerrecht für Studium und Praxis - Umsatzsteuer,  24. 
Auflage, Achim : Erich Fleischer Verlag, 2017, S. 1023. 
40

 Heidner, Hans-Hermann in Bunjes, Umsatzsteuergesetz - Kommentar, 15. neubearbeitete Aufla-

ge, § 15 UStG, Rz. 158.  
41

 Vgl. Abschnitt 15.2A. Abs. 1 S. 1 bis 3 UStAE.  
Weiterführend: Vgl. zu Rechnungen mit gesondertem Steuerausweis von Kleinunternehmern i. S. 
d. § 19 Abs. 1 UStG Lippross, Otto-Gerd: Grüne Reihe - Steuerrecht für Studium und Praxis - Um-

satzsteuer, 24. Auflage, S. 1026 und zu Vereinfachungsregelungen bei Kleinbetragsrechnungen 
Ebenda, S. 1061 ff.. 
42

 Weiterführend: Vgl. zur Bestimmung des Leistungsempfängers Lippross, Otto-Gerd: Grüne Rei-
he - Steuerrecht für Studium und Praxis - Umsatzsteuer, 24. Auflage, S. 1029 bis 1030. 
43

 Vgl. Heidner, Hans-Hermann in Bunjes, Umsatzsteuergesetz - Kommentar, 15. neubearbeitete 
Auflage, § 15 UStG, Rz. 92 und Abschnitt 15.19. Abs. 1 S. 1 UStAE.  
44

 Vgl. Heidner, Hans-Hermann in Bunjes, Umsatzsteuergesetz - Kommentar, 15. neubearbeitete 
Auflage, § 15 UStG, Rz. 91. 
45

 Vor dem 1. Januar 2017 richtete sich die Zuordnung zum Unternehmen danach, ob die juristi-
sche Person des öffentlichen Rechts die Leistung für ihren BgA erworben hat, da nur dieser eine 
unternehmerische Tätigkeit nach § 2 Abs. 3 UStG a. F. darstellt. Da Sparkassen als juristische 
Personen des öffentlichen Rechts im Rechtskleid eines BgA ausschließlich einer unternehmeri-
schen Tätigkeit i. S. d. § 2 Abs. 3 UStG a. F. nachgehen, erfolgte die Zuordnung von Eingangsleis-
tungen auch vor dem 1. Januar 2017 jeweils zum unternehmerischen Bereich. Vgl. hierzu auch 
Kapitel 2.1.1 dieser Arbeit. 
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9a UStG beabsichtigt ist46  - vollständig dem Unternehmen zuzuordnen. Von ei-

ner unternehmerischen Mindestnutzung nach § 15 Abs. 1 S. 2 UStG ist in diesen 

Fällen daher auszugehen. 

2.3.2 Abzugsfähigkeit der Vorsteuerbeträge 

Bei Vorliegen der in § 15 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 und S. 2 UStG geregelten Vorausset-

zungen, sind die Vorsteuerbeträge durch die Sparkassen grundsätzlich abzieh-

bar.47 Die Berechtigung zum Vorsteuerabzug setzt jedoch neben der Abziehbar-

keit auch die Abzugsfähigkeit der Vorsteuer voraus.  

Abzugsfähigkeit liegt vor, wenn kein Ausschlusstatbestand und keine Beschrän-

kung des Vorsteuerabzuges nach § 15 Abs. 1a, 1b oder Abs. 2 und 3 UStG 

greift.48 Die Ausschlussgründe bzw. Beschränkungen knüpfen dabei an die Ver-

wendung der Eingangsleistungen durch den Unternehmer an. Entscheidend ist 

jedoch nicht die tatsächliche Verwendung der erworbenen Leistung, sondern die 

beabsichtigte Verwendung im Zeitpunkt des Leistungsbezuges.49 Eine Definition 

des Begriffs Verwendung gibt es in diesem Zusammenhang nicht; vielmehr muss 

die Bedeutung aus der Rechtsprechung des EuGH abgeleitet werden. Unter 

Verwendung ist demnach der direkte und unmittelbare Zusammenhang bezoge-

ner Eingangsleistungen zu bestimmten Ausgangsumsätzen zu verstehen.50  

Um das Vorliegen von Ausschlusstatbeständen oder Beschränkungen für die 

Abzugsfähigkeit von Vorsteuerbeträgen zu prüfen51, ist daher im Zeitpunkt des 

Leistungsbezuges52 jede Eingangsleistung dem Ausgangsumsatz zuzuordnen, 

zu dessen Kostenelementen sie gehört.53 

                                                
46

 Vgl. BFH, Urteil vom 9. Dezember 2010 (V R 17/10, BStBl 2012 II S. 53) und BFH, Urteil  vom 

13. Januar 2011 (V R 12/08, BStBl 2012 II S.61). 
47

 Weiterführend: Vgl. zum Zeitpunkt des Vorsteuerabzuges Abschnitt 15.2. Abs. 2 S. 7 UStAE. 
48

 Da im Zusammenhang mit dem Schwerpunktthema Umsatzsteuer-Option insbesondere steuer-
freie Ausgangsumsätze der Sparkassen von Bedeutung sind und diese steuerfreien Umsätze Tat-
bestand  der Abzugsbeschränkung nach § 15 Abs. 2 UStG sind, werden im Folgenden die Aus-
schlusstatbestände nach § 15 Abs. 1a und Abs. 1b UStG nicht erörtert.  
49

 Vgl. Heidner, Hans-Hermann in Bunjes, Umsatzsteuergesetz - Kommentar, 15. neubearbeitete 
Auflage, § 15 UStG, Rz. 302. 
50

 Vgl. Looks, Nicole in Weymüller, Rainer (Hrsg.): Beck´scher Online-Kommentar Umsatzsteuer-
gesetz, 15. Edition, München : Verlag C. H. Beck, 2017, § 15 UStG, Rz. 175.1. 
51

 Hinweis: Die Prüfung der Ausschlusstatbestände bzw. Abzugsbeschränkungen ist in gesetzlicher 
Reihenfolge vorzunehmen. Nur soweit § 15 Abs. 1a oder Abs. 1b UStG nicht greifen, ist zu prüfen, 
ob der Tatbestand unter § 15 Abs. 2 und 3 UStG zu subsumieren ist. Vgl. Lippross, Otto-Gerd: 
Grüne Reihe - Steuerrecht für Studium und Praxis - Umsatzsteuer, 24. Auflage, S. 1073. 
52

 Vgl. Looks, Nicole in Beck´scher Online-Kommentar Umsatzsteuergesetz, 15. Edition, § 15 
UStG, Rz. 179.1. 
53

 Vgl. Stadie, Holger-Manfred in Rau, Günter; Dürrwächter, Erich; Flick, Hans; et al. (Hrsg.): Um-
satzsteuergesetz - Kommentar, 174. Ergänzungslieferung, Köln : Verlag Dr. Otto Schmidt KG, 
2017, § 15 UStG, Rz. 682. 
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Für die Anwendbarkeit des Ausschlusstatbestandes nach § 15 Abs. 2 und  

Abs. 3 UStG ist entscheidend, ob Eingangsleistungen direkt und unmittelbar vor-

steuerschädlichen Verwendungsumsätzen zuzuordnen sind.54 Um solche vor-

steuerschädlichen Umsätze bestimmen zu können, ist eine Untersuchung der 

Systematik dieses Ausschlusstatbestandes erforderlich.  

Grundsätzlich schließt § 15 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 UStG die Abzugsfähigkeit von Vor-

steuerbeträgen, die Kostenbestandteil steuerfreier Ausgangsumsätze sind, aus. 

Die korrespondierende Regelung des § 15 Abs. 3 Nr. 1 Buchst. a und b UStG 

hingegen, eröffnet in explizit aufgeführten Fallgestaltungen jedoch trotzdem die 

Vorsteuerabzugsfähigkeit, nämlich dann, wenn die betreffenden Ausgangsum-

sätze nach § 4 Nr. 1 bis 7, § 25 Abs. 2 oder nach den in § 26 Abs. 5 UStG be-

zeichneten Vorschriften steuerfrei sind oder wenn es sich um nach § 4 Nummer 8 

Buchst. a bis g, Nummer 10 oder Nummer 11 UStG steuerfreie Leistungen han-

delt und sich diese unmittelbar auf Gegenstände beziehen, die in das 

Drittlandsgebiet ausgeführt werden. Vorsteuerschädliche Umsätze sind daher 

alle diejenigen steuerfreien Umsätze, die nicht von § 15 Abs. 3 Nr. 1 Buchst. a 

und b UStG erfasst werden und für die der Vorsteuerabzug tatsächlich nach  

§ 15 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 UStG ausgeschlossen ist.55 Die steuerfreien Umsätze, für 

die ein Vorsteuerabzug ausnahmsweise nach § 15 Abs. 3 Nr. 1 Buchst. a oder  

b UStG trotzdem zugelassen ist, sind vorsteuerunschädlich und werden daher 

auch als Abzugsumsätze bezeichnet.56 

Steuerfreie Leistungen der Sparkassen, zum Beispiel sämtliche banktypischen 

Umsätze i. S. d. § 4 Nr. 8 UStG, die Vermittlung von Bausparverträgen nach  

§ 4 Nr. 11 UStG oder die Vermietung von Grundstücken gem. § 4 Nr. 12 Buchst. 

a UStG, gehören zu den Ausschlussumsätzen. Die steuerpflichtige Wertpapier-

Depotverwahrung hingegen gehört zu den Abzugsumsätzen.  

2.3.3 Vorsteuerzuordnungen 

Unter Beachtung vorhergehender Ausführungen kann folgende Gruppierung der 

Vorsteuerbeträge aus Eingangsleistungen der Sparkassen vorgenommen wer-

den:  

                                                
54

 Da zu diesen schädlichen Verwendungsumsätzen nach § 15 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 UStG bestimmte 
steuerfreie Leistungen zählen, kommt dieser Norm in der Besteuerungspraxis kommunaler Spar-
kassen, deren Eingangsleistungen oftmals unmittelbar in nach § 4 Nr. 8 UStG steuerfreie Bank- 
oder Finanzdienstleistungen einfließen, eine wichtige Bedeutung zu. Die nachfolgenden Ausfüh-
rungen beschränken sich daher auf § 15 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 und Abs. 3 Nr. 1 UStG. 
55

 Man bezeichnet sie daher auch als Ausschlussumsätze. Vgl. Looks, Nicole in Beck´scher Online-
Kommentar Umsatzsteuergesetz, 15. Edition, § 15 UStG, Rz. 171.1. 
56

 Vgl. ebenda. 
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2.3.3.1 Gruppe 1 - Vorsteuerabzug in voller Höhe 

Vorsteuerbeträge aus Eingangsleistungen, die direkt und unmittelbar einem be-

stimmten Abzugsumsatz zuzuordnen sind, neutralisieren aufgrund ihrer Abzieh-

barkeit und Abzugsfähigkeit die Vorsteuerbelastung aus Eingangsleistungen voll-

ständig.  

2.3.3.2 Gruppe 2 - Ausschluss vom Vorsteuerabzug 

Vorsteuerbeträge, die mangels Berechtigung zum Vorsteuerabzug in voller Höhe 

nicht zum Abzug gebracht werden können, bilden einen definitiven Kostenbe-

standteil für die Sparkassen.  

Die fehlende Abzugsberechtigung kann einerseits auf die Nichtabziehbarkeit von 

Vorsteuerbeträgen zurückzuführen sein, z. B., weil der Leistungsempfänger keine 

ordnungsgemäße Rechnung nach § 14 und § 14a UStG besitzt. Andererseits 

kann die fehlende Abzugsberechtigung - trotz erfüllter Voraussetzungen für die 

Abziehbarkeit - aus der Nichtabzugsfähigkeit der Vorsteuerbeträge resultieren. 

Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn eine Eingangsleistung direkt und unmittelbar 

einem steuerfreien Ausschlussumsatz nach § 15 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 UStG - ohne 

dass die Gegenausnahme nach § 15 Abs. 3 Nr. 1 UStG greift - zuzuordnen ist. 

Der nicht abziehbare oder nicht abzugsfähige Vorsteuerbetrag gehört vollständig 

zu den Kostenelementen der vorsteuerschädlichen Ausgangsleistung. 

2.3.3.3 Gruppe 3 - Mischfälle 

Zu dieser Gruppe gehören Vorsteuerbeträge aus Eingangsleistungen, die nicht 

direkt und unmittelbar in einen  bestimmten Abzugs- oder Ausschlussumsatz 

einfließen und daher nicht schon eindeutig der Gruppe 1 oder der Gruppe 2 zu-

geordnet werden können.57 Die hier einzuordnenden Vorsteuerbeträge stammen 

vielmehr von Eingangsleistungen, die für die gesamte Geschäftstätigkeit eines 

Unternehmers verwendet werden und zählen zu den Kosten aller getätigten Aus-

gangsumsätze. Führt ein Unternehmer - so wie es bei einer öffentlich-rechtlichen 

Sparkasse der Fall ist - im Rahmen seines Unternehmens sowohl steuerpflichtige 

als auch  steuerfreie Ausgangsumsätze aus, werden die Eingangsleistungen also 

zum einen für die Abzugsumsätze und zum anderen auch für die Ausschlussum-

sätze dieses Unternehmens verwendet. 

                                                
57

 Vgl. Abschnitt 15.17. Abs. 2 S. 2 und 3 UStAE. 
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Hieraus ergibt sich folgendes Problem58: Die Abzugsfähigkeit eines Vorsteuerbe-

trages entfällt, wenn die zugehörige Eingangsleistung direkt und unmittelbar für 

Ausschlussumsätze verwendet wird. Die Berechtigung zum Vorsteuerabzug ent-

fällt nicht, wenn diese Eingangsleistung direkt und unmittelbar zur Ausführung 

von Abzugsumsätzen verwendet wird. Wird eine Eingangsleistung also sowohl 

für zum Vorsteuerabzug berechtigende Umsätze als auch für Ausschlussumsätze 

verwendet, muss der Vorsteuerabzug auch anteilig entfallen, soweit die Ein-

gangsleistung in die Ausschlussumsätze einfließt. 

Der Unternehmer muss daher ermitteln, wie hoch der Anteil des Vorsteuerbetra-

ges ist, der den im Unternehmen ausgeführten Abzugsumsätzen zuzurechnen 

und daher abzugsfähig ist und wie hoch der nicht abzugsfähige Anteil ist, der auf 

die durch den Unternehmer ausgeführten Ausschlussumsätze entfällt. Hierzu 

wird die Vorsteueraufteilung nach § 15 Abs. 4 UStG angewendet. 

                                                
58

 Hinweis: Problembehaftet ist in diesem Zusammenhang lediglich die Frage nach der Abzugsfä-
higkeit der Vorsteuerbeträge. Die Voraussetzungen für die Abziehbarkeit nach § 15 Abs. 1 UStG 
müssen für die hier einzuordnenden Vorsteuerbeträge ausnahmslos vorliegen, da ansonsten die 
Berechtigung zum Vorsteuerabzug schon mangels Abziehbarkeit in voller Höhe entfallen würde 
und der entsprechende Vorsteuerbetrag der Gruppe 2 zuzuordnen wäre.  
Vgl. hierzu auch Heidner, Hans-Hermann in Bunjes, Umsatzsteuergesetz - Kommentar, 15. neube-
arbeitete Auflage, § 15 UStG, Rz. 369. 
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3 Vorsteueraufteilung nach § 15 Abs. 4 UStG 

3.1  Wirtschaftliche Zurechnung 

Werden Eingangsleistungen sowohl für zum Vorsteuerabzug berechtigende Um-

sätze als auch für Ausschlussumsätze nach § 15 Abs. 2 und 3 UStG verwendet - 

sog. Mischfälle - ist der Teil der auf diese Eingangsleistungen entfallenden Vor-

steuerbeträge nicht abzugsfähig, welcher der anteiligen Verwendung der Ein-

gangsleistungen für die Ausschlussumsätze des Unternehmens entspricht. Hie-

raus ergibt sich die Notwendigkeit, die betreffenden Vorsteuerbeträge in einen 

abzugsfähigen und einen nicht abzugsfähigen Teil zu splitten.59  

Die zentrale Vorschrift für die Aufteilung dieser Vorsteuerbeträge bildet  

§ 15 Abs. 4 UStG. In § 15 Abs. 4 S. 1 UStG ist dazu zunächst festgelegt, dass 

der Teil der jeweiligen Vorsteuerbeträge nicht abzugsfähig60 ist, der den Aus-

schlussumsätzen wirtschaftlich zuzurechnen ist. Um die Vorsteueraufteilung vor-

nehmen zu können, muss daher im Wege der Einzelzurechnung für jeden Vor-

steuerbetrag aus einer Eingangsleistung ermittelt werden, ob und inwieweit er 

den Ausschlussumsätzen eines Unternehmens wirtschaftlich zuzurechnen ist.61   

3.1.1 Grundsatz der wirtschaftlichen Zurechnung 

§ 15 Abs. 4 S. 1 UStG bestimmt grundsätzlich die Aufteilung der Vorsteuerbeträ-

ge nach ihrer wirtschaftlichen Zurechnung zu den jeweiligen Ausgangsumsätzen. 

Hinsichtlich der Methode, nach der eine wirtschaftliche Zurechnung erfolgen soll, 

trifft der Gesetzgeber jedoch zunächst keinerlei Festlegungen. Aus § 15 Abs. 4  

S. 2 UStG lässt sich lediglich ableiten, dass die Methode, die für die Zurechnung 

angewendet wird, sachgerecht sein muss.62  

Durch § 15 Abs. 4 S. 2 UStG wird ausdrücklich eine Aufteilung durch sachge-

rechte Schätzung der nicht abziehbaren Vorsteuerbeträge zugelassen. Die sach-

gerechte Schätzung stellt daher eine Methode der wirtschaftlichen Zurechnung 

dar. Zwei weitere Methoden sind die gegenständliche Zuordnung von Eingangs-

                                                
59

 Vgl. Abschnitt 15.16. Abs. 1 S. 1 UStAE. 
60

 Hinweis: Im Gesetzeswortlaut des § 15 Abs. 4 S. 1 UStG steht statt des Begriffes abzugsfähig 
der Begriff abziehbar geschrieben. Eine Unterscheidung in Abziehbarkeit und Abzugsfähigkeit 

findet seitens des Gesetzgebers nicht statt. Zum besseren Verständnis wird in Kapitel 2.3.1 und 
2.3.2 dieser Arbeit jedoch eine solche Unterscheidung vorgenommen. 
61

 Vgl. Heidner, Hans-Hermann in Bunjes, Umsatzsteuergesetz - Kommentar, 15. neubearbeitete 
Auflage, § 15 UStG, Rz. 368. 
62

 Vgl. Oelmaier, Alexander in Wagner, Wilfried (Hrsg.): Sölch/Ringleb - Umsatzsteuergesetz - 
Kommentar, 81. Ergänzungslieferung, München : Verlag C. H. Beck oHG, 2017, § 15 UStG, Rz. 
666. 
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leistungen oder die Zuordnung von Vorsteuerbeträgen nach Kostenträgerge-

sichtspunkten.63 

3.1.2 Gegenständliche Zuordnung und Zuordnung nach  
      Kostenträgergesichtspunkten 

Die gegenständliche Zuordnung kommt vor allem für Unternehmen im verarbei-

tenden Gewerbe in Betracht, da hier die vorsteuerbelasteten Eingangsleistungen 

zumeist gegenständlich in die Ausgangsleistungen des Unternehmens einflie-

ßen.64 So kann ein Bauunternehmer, der in seinem Unternehmen sowohl steuer-

pflichtige Bauleistungen als auch nach § 4 Nr. 9 Buchst. a UStG steuerfreie 

Grundstückslieferungen ausführt, beim Erwerb von Baumaterial, welches sowohl 

im steuerfreien als auch im steuerpflichtigen Umsatzbereich verwendet werden 

soll, die Aufteilung der Vorsteuer durch gegenständliche Zuordnung vornehmen 

und die Vorsteuer abziehen, soweit das Baumaterial für steuerpflichtige Bauleis-

tungen verwendet wird.65 Für Sparkassen stellt die Vorsteueraufteilung durch 

gegenständliche Zuordnung jedoch keine zielführende Methode dar, da aufgrund 

der Art der Tätigkeit von Sparkassen selten erworbene Leistungen gegenständ-

lich in Ausgangsumsätze einfließen. 

Eine Zuordnung nach Kostenträgergesichtspunkten kann unter Zuhilfenahme der 

betrieblichen Kostenrechnung oder der Aufwands- und Ertragsrechnung vorge-

nommen werden.66 Voraussetzung für die Anwendung dieser Aufteilungsmetho-

de ist natürlich, dass das Unternehmen über ein entsprechend organisiertes 

Rechnungswesen verfügt. Bei Sparkassen und anderen Kreditinstituten gibt es 

jedoch wegen ihres großen Leistungsspektrums keine überzeugende Kostenträ-

gerrechnung, die als Anhaltspunkt für die Vorsteueraufteilung herangezogen 

werden kann.67 Für Sparkassen stellt also auch die Zuordnung nach Kostenträ-

gergesichtspunkten keine verlässliche Methode zur Vorsteueraufteilung dar. 

3.1.3 Sachgerechte Schätzung gem. § 15 Abs. 4 S. 2 UStG 

Da sich die Ermittlung der abzugsfähigen Vorsteuer anhand der beiden vorge-

nannten Methoden bei Sparkassen und auch vielen anderen Unternehmen äu-

ßerst schwierig gestalten kann, hat der Gesetzgeber in § 15 Abs. 4 S. 2 UStG 

                                                
63

 Vgl. Abschnitt 15.17. Abs. 2 S. 6 UStAE. 
64

 Vgl. Lippross, Otto-Gerd: Grüne Reihe - Steuerrecht für Studium und Praxis - Umsatzsteuer, 24. 
Auflage, S. 1118.  
65

 Vgl. ebenda. 
66

 Vgl. Abschnitt 15.17. Abs. 2 S. 7 und 11 UStAE. 
67

 Vgl. Philipowski, Rüdiger  in Rau/Dürrwächter - Umsatzsteuergesetz - Kommentar, 174. Ergän-
zungslieferung, § 4 Nr. 8 UStG, Rz. 25. 
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den Unternehmern die Möglichkeit der Vorsteueraufteilung durch sachgerechte 

Schätzung eingeräumt. Durch welche Schätzungsmethoden die Aufteilung erfol-

gen kann, wird vom Gesetzgeber allerdings offen gelassen.  

Da dem Unternehmer bei der Wahl der Schätzungsmethode durch die fehlenden 

gesetzlichen Festlegungen ein gewisser Gestaltungsspielraum eröffnet wird68, 

kann dieser grundsätzlich jede Schätzungsmethode wählen, die er als sachge-

recht erachtet. Der Finanzverwaltung verbleibt lediglich das Recht, die Sachge-

rechtigkeit der vom Unternehmer gewählten Schätzungsmethode zu prüfen.69  

Sachgerecht ist eine Schätzungsmethode immer dann, wenn sie auf die im Ein-

zelfall bestehenden wirtschaftlichen Verhältnisse des Unternehmens abstellt und 

systematisch vom Prinzip der wirtschaftlichen Zurechnung ausgeht.70 

Üblicherweise werden für die Vorsteueraufteilung durch sachgerechte Schätzung 

besondere Aufteilungsschlüssel angewendet. Solche besonderen bzw. individu-

ellen Aufteilungsschlüssel sind z. B. der Flächenschlüssel bei Gebäuden oder 

das Verhältnis von Maschinenlaufzeiten beim Erwerb von EDV-Leistungen.71 

In der Besteuerungspraxis der Sparkassen spielt die Aufteilung von Vorsteuerbe-

trägen nach dem Flächenschlüssel eine wichtige Rolle. Grund hierfür ist, dass 

öffentlich-rechtliche Sparkassen neben den Leistungen aus ihrem Hauptgeschäft, 

welches die Ausführung von Bankgeschäften und Finanzdienstleistungen um-

fasst, auch eine Reihe von für Kreditinstitute eher unüblichen Leistungen erbrin-

gen. Hierzu gehört u. a. die Vermietung und Verpachtung sparkasseneigener 

Immobilien. 

Vermietungsleistungen stellen gem. § 3 Abs. 9 UStG sonstige Leistungen dar 

und werden nach § 3a Abs. 3 Nr. 1 S. 1 und 2 Buchst. a UStG am Belegenheits-

ort des Grundstückes ausgeführt. Sie sind grundsätzlich nach § 4 Nr. 12 Buchst. 

a UStG steuerfrei und  gehören daher zu den Ausschlussumsätzen nach  

§ 15 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 UStG. Eine Rückausnahme nach § 15 Abs. 3 Nr. 1 UStG 

greift in diesem Fall nicht.  

                                                
68

 Vgl. Oelmeier, Alexander  in Sölch/Ringleb - Umsatzsteuergesetz - Kommentar, 81. Ergänzungs-
lieferung, § 15 UStG, Rz. 668. 
69

 Vgl. BFH, Beschluss vom 30. Januar 2001 (V S 24/00, Umsatzsteuer Rundschau 2001, Köln : 
Verlag Dr. Otto Schmidt, S. 451), Rz. 14. 
70

 Vgl. Abschnitt 15.17. Abs. 3 S. 1 und 2 UStAE. 
71

 Vgl. BMF, Schreiben vom 12. April 2005 (IV A 5 S 7306 5/05), Abschnitt 3 - Methoden, Anhang 
1. 
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Zu beachten ist aber, dass Sparkassen bei der Vermietung von Immobilien an 

unternehmerische Kunden von der Möglichkeit der Umsatzsteuer-Option Ge-

brauch machen können.72 Bestimmte Vermietungsleistungen können unter den 

Voraussetzungen des § 9 Abs. 1 und 2 UStG als steuerpflichtig behandelt wer-

den und stellen damit keine Ausschlussumsätze, sondern Abzugsumsätze dar, 

welche die Sparkassen zum Vorsteuerabzug aus zugehörigen Eingangsleistun-

gen berechtigen. 

Wird ein Gebäude durch die Sparkassen angeschafft oder hergestellt und soll 

dieses Gebäude dann z. B. zugleich steuerfrei an Privatpersonen und steuer-

pflichtig an unternehmerische Kunden vermietet werden, liegt eine teilweise Ver-

wendung für Ausschlussumsätze und eine teilweise Verwendung für Abzugsum-

sätze vor. Es handelt sich hierbei um einen Mischfall, bei dem die auf die Herstel-

lungs- oder Anschaffungskosten entfallenden Vorsteuerbeträge nach § 15 Abs. 4 

UStG aufzuteilen sind.73 Die wirtschaftliche Zurechnung erfolgt hierbei durch 

sachgerechte Schätzung mittels Anwendung des Flächenschlüssels.74 Dabei wird 

die vorsteuerunschädlich vermietete Fläche, also die Fläche, die steuerpflichtig 

an einen Unternehmer vermietet wird, zur vorsteuerschädlich an Privatpersonen 

vermieteten Fläche ins Verhältnis gesetzt. Im Ergebnis erhält man den Flächen-

schlüssel, der auf die Vorsteuerbeträge aus Herstellungs- bzw. Anschaffungskos-

ten angewendet werden kann, um deren abzugsfähigen Anteil zu ermitteln.75  

3.1.4 Anwendung eines allgemeinen Vorsteuerschlüssels 

Soweit für die Aufteilung von Vorsteuerbeträgen weder die gegenständliche Zu-

ordnung, die Zuordnung nach Kostenträgergesichtspunkten oder die Schätzung 

anhand individueller Aufteilungsschlüssel anwendbar sind bzw. deren Anwen-

dung nicht sachgerecht wäre, kann die Ermittlung des nicht abzugsfähigen Teils 

der Vorsteuer mittels eines allgemeinen Vorsteuer- bzw. Umsatzschlüssels erfol-

gen.76 Ein allgemeiner Umsatzschlüssel ergibt sich hierbei gem. § 15 Abs. 4 S. 3 

UStG aus dem Verhältnis der Umsätze, die den Vorsteuerabzug ausschließen, 

zu den Umsätzen, die zum Vorsteuerabzug berechtigen.  

                                                
72

 Vgl. hierzu Kapitel 4.2 dieser Arbeit.  
73

 Vgl. Abschnitt 15.17. Abs. 7 S. 1 UStAE. Weiterführend: Vgl. zur Ermittlung des nicht abzugsfä-
higen Anteils von Vorsteuerbeträgen aus Erhaltungsaufwand Abschnitt 15.17. Abs. 8 UStAE. 
74

 Vgl. Abschnitt 15.17. Abs. 7 S. 2 bis 4 UStAE.  
75

 Weiterführend: Vgl. Anwendungsbeispiele in Abschnitt 15.17. Abs. 7 Beispiel 1 und 2 UStAE 
bzw. Looks, Nicole in Beck´scher Online-Kommentar Umsatzsteuergesetz, 15. Edition, § 15 UStG, 

Rz. 200.1.  
76

 Hinweis: Auch die Vorsteueraufteilung anhand eines allgemeinen Vorsteuer- bzw. Umsatz-
schlüssels stellt eine Form der Vorsteueraufteilung im Schätzungswege dar. 
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Der Gesetzgeber legt durch den Wortlaut des § 15 Abs. 4 S. 3 UStG die Subsidi-

arität der Anwendung eines allgemeinen Schlüssels zur Anwendung eines indivi-

duellen Schlüssels fest und gibt damit eine Reihenfolge für die Anwendung der 

Methoden zur wirtschaftlichen Zurechnung von Vorsteuerbeträgen vor.77 

So ist zunächst eine Vorsteueraufteilung nach Kostenträgergesichtspunkten, eine 

gegenständliche Zuordnung oder eine Schätzung durch Anwendung individueller 

Aufteilungsschlüssel vorzunehmen. Ist die Vorsteueraufteilung so nicht möglich, 

kann ein allgemeiner Umsatzschlüssel angewendet werden. 

Diese im nationalen Recht festgelegte Rangfolge der Zurechnungsmethoden 

steht jedoch nicht im Einklang mit bestehenden unionsrechtlichen Vorgaben. 

Demnach hat die Vorsteueraufteilung - entgegen dem Wortlaut des § 15 Abs. 4 

S. 3 UStG - nämlich primär nach dem allgemeinen Umsatzschlüssel zu erfol-

gen.78 Abweichungen hiervon sind nur zulässig, soweit die Ermittlung des nicht 

abzugsfähigen Vorsteueranteils nach einem anderen Zurechnungsschlüssel zu 

einem präziseren Ergebnis führen würde.79  

Diesen Zwiespalt zwischen nationalem Recht und Unionsrecht konnte der BFH 

überbrücken und hat durch seine Rechtsprechung eine richtlinienkonforme Aus-

legung des § 15 Abs. 4 S. 3 UStG ermöglicht, ohne den Gesetzeswortlaut als 

unionsrechtswidrig einzustufen.80 Die durch den BFH implizit vorgegebene und 

nunmehr mit den unionsrechtlichen Vorgaben im Einklang stehende Reihenfolge 

für die Vorsteueraufteilung lautet wie folgt81:  

Zunächst ist grundsätzlich ein allgemeiner Umsatzschlüssel anzuwenden. Nur, 

wenn eine andere Aufteilungsmethode zu einem präziseren Ergebnis bei der 

Aufteilung der Vorsteuerbeträge führt, ist die Abweichung vom allgemeinen Um-

satzschlüssel und die Anwendung individueller Aufteilungsmaßstäbe möglich. 

Der Flächenschlüssel bei Gebäuden stellt in diesem Zusammenhang stets einen 

präziseren Aufteilungsschlüssel dar.82 Die Entscheidung, welche andere Auftei-

lungsmethode, die zu einem präziseren Ergebnis führt und daher abweichend 

                                                
77

 Weiterführend: Vgl. zur Anerkennung des allgemeinen Umsatzschlüssels als Methode der wirt-
schaftlichen Zurechnung Stadie, Holger-Manfred  in Stadie, Holger-Manfred (Hrsg.): Umsatzsteuer-
gesetz - Kommentar, 3. Auflage, Köln : Verlag Dr. Otto Schmidt KG, 2015, § 15 UStG, Rz. 478 und 
488. 
78

 Vgl. Artikel 173 Abs. 1 und Artikel 174 Abs. 1 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates 
(MwStSystRL) vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (Abl. EU Nr. 
L 347 S. 1). 
79

 Vgl. Looks, Nicole in Beck´scher Online-Kommentar Umsatzsteuergesetz, 15. Edition, § 15 
UStG, Rz. 205 und 205.1. 
80

 Vgl. ebenda, § 15 UStG, Rz. 205.1. 
81

 Vgl. ebenda, § 15 UStG, Rz. 205.2. 
82

 Vgl. Abschnitt 15.17. Abs. 7 S. 4 UStAE.  
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vom allgemeinen Umsatzschlüssel angewendet wird, als sachgerecht erachtet 

und der Vorsteueraufteilung zugrunde gelegt wird, obliegt grundsätzlich dem Un-

ternehmer.   

Die Notwendigkeit der Anwendung eines allgemeinen Aufteilungsschlüssels wird 

an folgendem vereinfacht dargestellten Sachverhalt deutlich: Erwerben öffentlich-

rechtliche Sparkassen neues Druckerpapier, welches in allen Tätigkeitsbereichen 

- sowohl zur Ausführung steuerfreier als auch steuerpflichtiger Ausgangsumsätze 

- benötigt wird, so sind die auf das erworbene Papier entfallenden Vorsteuerbe-

träge gem. § 15 Abs. 4 S. 1 UStG aufzuteilen. Die Sparkassen müssten nun zäh-

len, wie viele Blatt des erworbenen Druckerpapiers in den einzelnen Abteilungen 

jeweils zur Ausführung von Ausschlussumsätzen oder Abzugsumsätzen verwen-

det würden. Bei größeren Unternehmen, wie Sparkassen, ist eine solche Auftei-

lungsmethode schon aus Praktikabilitäts- und Zeitgründen nicht durchführbar und 

wäre außerdem als unverhältnismäßig anzusehen. Die Vorsteueraufteilung kann 

daher in solchen Fällen nur durch sachgerechte Schätzung anhand eines allge-

meinen Umsatzschlüssels erfolgen. Hierzu werden dann grundsätzlich alle Aus-

schlussumsätze der Sparkasse summiert (in diesem Beispiel angenommen 80 

Prozent) und zu den  Gesamtumsätzen der Sparkasse (100 Prozent) ins Verhält-

nis gesetzt. Der sich daraus ergebende Umsatzschlüssel, welcher in diesem Bei-

spielsfall 0,80 bzw. 80 Prozent beträgt, ist dann auf die Vorsteuern, die auf den 

Erwerb des Druckerpapiers entfallen, anzuwenden. Demzufolge sind 80 Prozent 

dieser Vorsteuern nicht abzugsfähig. 

3.1.5 Zeitpunkt der Vorsteueraufteilung und Maßgeblich- 
      keit der Verwendungsabsicht des Unternehmers 

Die Reihenfolge, in der die Methoden für die wirtschaftliche Zurechnung anzu-

wenden sind, wurde im vorhergehenden Kapitel veranschaulicht. Fraglich ist je-

doch, zu welchem Zeitpunkt die Vorsteueraufteilung vorgenommen werden 

muss. 

Die Notwendigkeit der Vorsteueraufteilung ergibt sich aus der Berechtigung des 

Unternehmers zum Vorsteuerabzug. Der Unternehmer kann den Vorsteuerabzug 

nämlich nur dann vornehmen, wenn die Vorsteuer abziehbar und abzugsfähig ist 

und um die Abzugsfähigkeit von Vorsteuerbeträgen aus gemischt verwendeten 

Eingangsleistungen zu ermitteln, ist die Vorsteueraufteilung nach § 15 Abs. 4 

UStG unverzichtbar. In der Konsequenz fallen die Entstehung der Berechtigung 
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zum Vorsteuerabzug und die Vorsteueraufteilung daher auf den gleichen Zeit-

punkt. 

Da für die Entstehung der Berechtigung zum Vorsteuerabzug das sog. Prinzip 

des Sofortabzuges83 greift, ist hierfür der Zeitpunkt maßgebend, an dem erstmals 

die Voraussetzungen für die Abziehbarkeit und die Abzugsfähigkeit eines Vor-

steuerbetrages erfüllt sind.84 Dazu muss untersucht werden, wann Abziehbarkeit 

und Abzugsfähigkeit nach zeitlichen Gesichtspunkten vorliegen. 

Die Abziehbarkeit liegt - außer in Fällen von Anzahlungen nach § 15 Abs. 1 S. 1 

Nr. 1 S. 3 UStG - rein zeitlich betrachtet dann vor, wenn die Leistung ausgeführt 

wurde und der Leistungsempfänger eine ordnungsgemäße Rechnung besitzt. 

Dies ist i. d. R. der Zeitpunkt des Leistungsbezuges.85 

Im Zeitpunkt des Leistungsbezuges kann jedoch meist noch nicht über die Ab-

zugsfähigkeit eines Vorsteuerbetrages entschieden werden, da hierbei grund-

sätzlich auf die Verwendung der Eingangsleistung im Zeitpunkt des Leistungsbe-

zuges abgestellt wird. Aus der Rechtsprechung des EuGH ergibt sich allerdings, 

dass bei der Prüfung der Abzugsfähigkeit in den Fällen des § 15 Abs. 2 und 3 

UStG  nicht nur die tatsächliche Verwendung einer Eingangsleistung maßgebend 

ist, sondern auch die durch den Unternehmer beabsichtigte Verwendung heran-

gezogen werden kann.86 Die Berechtigung zum Vorsteuerabzug kann also unter 

Berücksichtigung der Verwendungsabsicht des Unternehmers bereits im Zeit-

punkt des Leistungsbezuges entstehen.  

Die Vorsteueraufteilung muss daher i. d. R. auch bereits im Zeitpunkt des Leis-

tungsbezuges vorgenommen werden. Die Verwendung der Eingangsleistung ist 

nach dem Wortlaut des § 15 Abs. 4 S. 1 UStG auch hier maßgeblich. Wie schon 

bei der Frage nach der Abzugsfähigkeit von Vorsteuerbeträgen ist hier zu beach-

ten, dass die tatsächliche Verwendung einer Eingangsleistung erst nach dem 

Leistungsbezug und demzufolge auch nach der Vornahme einer Vorsteuerauftei-

lung beginnen kann. Auch hier müsste daher auf die Verwendungsabsicht des 

Unternehmers im Zeitpunkt des Leistungsbezuges abgestellt werden können. 

                                                
83

 Vgl. Looks, Nicole in Beck´scher Online-Kommentar Umsatzsteuergesetz, 15. Edition, § 15 
UStG, Rz. 179.1. 
84

 Vgl. Abschnitt 15.2. Abs. 2 S. 7 UStAE. 
85

 Hinweis: Etwas anderes gilt, wenn Ausführung der Leistung und Empfang der Rechnung zeitlich 
auseinanderfallen. Vgl. Abschnitt 15.2. Abs. 2 S. 7 und 8 UStAE. 
86

 Vgl. Fußnote 50. 
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Dass diese Systematik auch bei der Vorsteueraufteilung anzuwenden ist und die 

Verwendungsabsicht für diesen Zweck maßgeblich sein kann, ergibt sich nicht 

zuletzt aus der Rechtsprechung des BFH.87 Demnach kann für Zwecke der Vor-

steueraufteilung bei Vorliegen ausreichender objektiver Anhaltspunkte die Ver-

wendungsabsicht des Unternehmers als Maßstab herangezogen werden, wenn 

die tatsächliche erstmalige Verwendung in einem dem Leistungsbezug nachfol-

genden Kalenderjahr beginnt.88 Objektive Anhaltspunkte, die die Verwendungs-

absicht der Sparkassen dokumentieren, sind z. B. Vorstandsbeschlüsse, Kalkula-

tionsunterlagen, Mietverträge, Zeitungsinserate, Vertriebskonzepte oder der 

Schriftwechsel mit Kunden.  

Im Ergebnis bleibt festzuhalten, dass die Vorsteueraufteilung bereits dann vorge-

nommen werden muss, wenn der Unternehmer die Berechtigung zum Vorsteuer-

abzug erlangt. Der Zeitpunkt hierfür fällt i. d. R. mit dem Leistungsbezug zusam-

men, weshalb die Verwendungsabsicht des Unternehmers für die Vorsteuerauf-

teilung maßgeblich ist, wenn eine tatsächliche Verwendung im Zeitpunkt des 

Leistungsbezuges noch nicht erfolgt. 

3.2  Der Neue Bankenschlüssel 

Die im vorangegangenen Kapitel dargelegten Grundsätze zur Vorsteuerauftei-

lung - insbesondere die in Kapitel 3.1.4 aufgeführte Reihenfolge für die Anwen-

dung der Methoden der wirtschaftlichen Zurechnung - gelten für alle Unterneh-

mer gleichermaßen. D. h., dass auch kommunale Sparkassen die Vorsteuerauf-

teilung zunächst durch direkte Zuordnung von Vorsteuerbeträgen und 

anschließend durch die Anwendung individueller Aufteilungsschlüssel vorneh-

men. Hinsichtlich des im letzten Schritt anzuwendenden allgemeinen Umsatz-

schlüssels ergibt sich bei Sparkassen jedoch eine Besonderheit.89 

Anstatt eines allgemeinen Umsatzschlüssels können Sparkassen für die Zurech-

nung von nicht direkt oder nach individuellen Aufteilungsschlüsseln zurechenba-

ren Vorsteuerbeträgen einen modifizierten Aufteilungsschlüssel, den sog. Neuen 

Bankenschlüssel, anwenden. Bei diesem modifizierten Aufteilungsschlüssel han-

                                                
87

 Weiterführend: BFH, Urteil vom 2. März 2006 (V R 49/05, BStBl II 2006 S. 729). 
88

 Vgl. Lippross, Otto-Gerd: Grüne Reihe - Steuerrecht für Studium und Praxis - Umsatzsteuer, 24. 

Auflage, S. 1121. 
89

 Vgl. hierzu auch die grafischen Darstellungen zur Systematik der Vorsteueraufteilung im Allge-
meinen und bei Kreditinstituten in Anhang 2. 
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delt es sich um eine Sonderform des allgemeinen Vorsteuerschlüssels, der an 

die speziellen Gegebenheiten bei Kreditinstituten angepasst ist.90  

3.2.1 Historische Entwicklung 

Schon aus der Bezeichnung Neuer Bankenschlüssel lässt sich ableiten, dass zu 

diesem Aufteilungsschlüssel bereits ein Vorläufermodell existiert haben muss. 

Und tatsächlich enthielt Abschnitt 208 Abs. 4 der Umsatzsteuerrichtlinien 1988 

eine Methode für die Vorsteueraufteilung bei Kreditinstituten im Schätzungswege, 

bei der die Ermittlung der abzugsfähigen Vorsteuerbeträge unter Zuhilfenahme 

eines gemeinhin als Bankenschlüssel bekannten Aufteilungsschlüssels erfolgen 

sollte. Diese Methode beinhaltete die Vorsteueraufteilung anhand der erzielten 

Erträge und der Entgelte für Ausgangsumsätze.91 

Diese speziell für Kreditinstitute entwickelte Aufteilungsmethode wurde allerdings 

nicht in die Umsatzsteuerrichtlinien 1992 übernommen. Mit Abschaffung des 

Bankenschlüssels zum 31. Dezember 1991 waren für  Kreditinstitute nunmehr 

die allgemeinen Vorschriften zur Vorsteueraufteilung nach § 15 Abs. 4 UStG an-

zuwenden und ein anteiliger Vorsteuerabzug gem. der wirtschaftlichen Zurech-

nung von Eingangsleistungen zu bestimmten Ausgangsumsätzen möglich. Die 

Zurechnung konnte mittels sachgerechter Schätzung vorgenommen werden, 

wobei die Wahl der Schätzungsmethode den Kreditinstituten oblag.92 Einige Kre-

ditinstitute entwickelten zu diesem Zweck Aufteilungsmethoden, die sich mög-

lichst nahe an den veralteten Vorgaben zum Bankenschlüssel orientierten.93  

Sparkassen verzichteten mangels spezieller Regelungen zu dieser Zeit teilweise 

komplett auf den Abzug von Vorsteuern aus gemischt verwendeten Eingangsleis-

tungen. Dies änderte sich erst mit der Veröffentlichung des Neuen Konzeptes für 

die Vorsteueraufteilung bei Kreditinstituten durch das BMF-Schreiben vom  

                                                
90

 Vgl. Achten, Frank: Vorsteueraufteilung bei Kreditinstituten - Der neue Bankenschlüssel - Zwei-
felsfragen und Optimierungsmöglichkeiten für die Besteuerungspraxis, S. 30.  
91

 Vgl. Schmidt, Carsten: Der Bankenschlüssel: Zum eingeschränkten Vorsteuerabzug bei Finanz-
dienstleistungsunternehmen in Deutschland. Universität Konstanz, 2001, S. 3 und 4. 
92

 Weiterführend: Die Finanzverwaltung hatte hierbei lediglich die Möglichkeit, die durch den Unter-
nehmer gewählte Schätzungsmethode auf ihre Sachgerechtigkeit zu überprüfen. Zu diesem Zweck 
wurde durch die Frankfurter Finanzverwaltung ein Prüfungskatalog entwickelt, der in einen Leitfa-
den zur steuerlichen Betriebsprüfung von Kreditinstituten Eingang fand und auch in der Betriebs-
prüfungspraxis angewendet wurde. Vgl. zur kritischen Auseinandersetzung mit dem durch die 
Frankfurter Finanzverwaltung vertretenen Ansatz zur Vorsteueraufteilung Schmidt, Carsten: Der 

Bankenschlüssel: Zum eingeschränkten Vorsteuerabzug bei Finanzdienstleistungsunternehmen in 
Deutschland. S. 3 bis 8. 
93

 Weiterführend: Vgl. zu einer durch die Volksbank/Raiffeisenbanken entwickelten Methode zur 
Vorsteueraufteilung Witzani, Ernst: Ein neuer Bankenschlüssel? Vorsteueraufteilung bei Kreditinsti-
tuten. In: Umsatzsteuer Rundschau 2003, Köln : Verlag Dr. Otto Schmidt, S. 274-277 und OFD 
Frankfurt am Main, Verfügung vom 20. Juli 1994 (S 73000 A - 3/86 - St IV 21, USt-Kartei § 15 - S 
7300, Karte 21). 
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12. April 2005. Dieses Konzept beschreibt ein neues Modell der Vorsteuerauftei-

lung unter Berücksichtigung von Margen, die in bestimmten Geschäftsbereichen 

von Kreditinstituten erzielt werden. Dieses Margenmodell mündet in der Berech-

nung eines besonderen Aufteilungsschlüssels, welcher auch als Neuer Banken-

schlüssel bezeichnet und seit 2005 zunehmend von den öffentlich-rechtlichen 

Sparkassen für die Vornahme der Vorsteueraufteilung gebraucht wird.  

3.2.2 Das BMF-Schreiben vom 12. April 2005 zum Neuen  
      Bankenschlüssel 

Mit Schreiben vom 12. April 200594 veröffentlichte das BMF sein in Zusammen-

arbeit mit dem Finanzamt Frankfurt am Main V entwickeltes Neues Konzept für 

die Vorsteueraufteilung bei Kreditinstituten.95 Die darin konzipierte Vorsteuerauf-

teilung unter Berücksichtigung von in bestimmten Geschäftsbereichen von Kredit-

instituten erzielten Margen stellt eine Methode der sachgerechten Schätzung dar, 

soweit betriebliche Besonderheiten der Kreditinstitute im Einzelfall nicht entge-

genstehen.96  

Das BMF nimmt mit diesem Schreiben den Unternehmern nicht nur die Unsi-

cherheit bei der Wahl der Aufteilungsmethode, die aufgrund mangelnder Rege-

lungen im Gesetzeswortlaut oder den Richtlinien bestand97, sie eröffnet den Kre-

ditinstituten auch die Möglichkeit, die Vorsteueraufteilung rückwirkend für alle 

noch nicht bestandskräftig veranlagten Kalenderjahre anhand dieser Methode 

vorzunehmen. 

Wie genau die Vorsteueraufteilung nach diesem neuen Konzept erfolgen soll, ist 

allerdings nicht dargestellt. Es wird sogar ausdrücklich darauf hingewiesen, dass 

„weitere Einzelheiten zu der dort dargestellten Aufteilungsmethode (…) aus-

schließlich in den jeweiligen Prüfungsfällen geklärt werden [sollen]“98, woraus 

sich ein gewisser Gestaltungsspielraum der Kreditinstitute ableiten lässt.  

                                                
94

 Vgl. BMF, Schreiben vom 12. April 2005 (IV A 5 S 7306 5/05), Anhang 1. 
95

 Aus verfahrensrechtlicher Sicht ist zu beachten, dass dieses BMF-Schreiben bisher nicht im 
BStBl I veröffentlicht wurde. Es wurde lediglich durch das BMF im Internet publiziert und von eini-
gen OFD als Verfügung übernommen. Für die Besteuerungspraxis stellte dies in der Vergangenheit 
und auch heute jedoch kein Problem dar, da eine einheitliche Verwaltungsmeinung auch ohne 
amtliche Veröffentlichung im BStBl ausreichend kommuniziert wurde. Vgl. Robisch, Martin; Prätzler, 
Robert: Die Vorsteueraufteilung bei Kreditinstituten - Das neue Konzept der Finanzverwaltung. In: 

Umsatz-Steuerberater, Köln : Verlag Dr. Otto Schmidt, S. 21-24. 
96

 Vgl. ebenda und Hahne, Klaus D.; Hamacher, Rolfjosef: Vorsteueraufteilung bei Kreditinstituten: 
Das BMF-Schreiben zum „neuen Bankenschlüssel“ - Zweifelsfragen und Gestaltungsspielräume für 
die Besteuerungspraxis. In: Umsatzsteuer Rundschau 2006, Köln : Verlag Dr. Otto Schmidt, S. 132.  
97

 Vgl. Robisch, Martin; Prätzler, Robert: Die Vorsteueraufteilung bei Kreditinstituten - Das neue 
Konzept der Finanzverwaltung. S. 22. 
98

 Vgl. BMF, Schreiben vom 12. April 2005 (IV A 5 S 7306 5/05), Anhang 1. 
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Grundsätzlich ist nach dem Neuen Konzept zur Vorsteueraufteilung bei Kreditin-

stituten aber folgende Vorgehensweise vorgesehen: 

Zunächst ist das Unternehmen - soweit dies möglich ist - in verselbständigte Or-

ganisationsstrukturen zu gliedern; dabei sind nichtunternehmerisch tätige Berei-

che auszusondern. In jeder der unternehmerisch tätigen Organisationseinheiten 

ist dann die Vorsteueraufteilung gesondert vorzunehmen. Verselbständigte Or-

ganisationseinheiten können „z. B. Organgesellschaften, Bausparkassen, Hypo-

thekenbanken oder Filialen mit besonderen Aufgaben einer Großbank“99 sein. 

Diese Problematik ist für Sparkassen i. d. R. irrelevant. Zum einen verfügen sie 

nicht über auszugliedernde nichtunternehmerische Tätigkeitsbereiche100 und zum 

anderen bestehen innerhalb der Sparkassen keine abgrenzbaren Tätigkeitsbe-

reiche, die als verselbständigte Organisationsstrukturen isoliert zu betrachten 

wären; auch die mehr als 14.000 Geschäftsstellen, worüber die 393 kommunalen 

Sparkassen in Deutschland verfügen, werden für Zwecke der Vorsteueraufteilung 

nicht separiert. 

Im zweiten Schritt sollen die Eingangsumsätze des Kreditinstitutes nach ihrer 

Verwendung geordnet werden. Nur so können die Vorsteuerbeträge in Grup-

pen101 sortiert und die Vorsteuern ermittelt werden, die für die Vorsteuerauftei-

lung nach § 15 Abs. 4 UStG in Frage kommen.  

In der Sparkassenpraxis werden die von dritter Seite bezogenen Eingangsleis-

tungen im Rechnungswesen der jeweiligen Sparkasse erfasst. Die zugehörigen 

Vorsteuerbeträge werden mit technischer Unterstützung durch die Finanz Infor-

matik102 aufgezeichnet und nach der Verwendung der betreffenden Eingangsleis-

tung einer der drei Gruppen zugeordnet.  

Als nächstes sind die Vorsteuerbeträge aus Mischfällen aufzuteilen. Nach wel-

chen allgemeinen Grundsätzen eine Vorsteueraufteilung erfolgt, wird in Abschnitt 

3 - Methoden des Neuen Konzeptes für die Vorsteueraufteilung bei Kreditinstitu-

ten wiedergegeben. Insoweit werden die vom Gesetzgeber hierzu getroffenen 

Regelungen und die bestehenden Verwaltungsanweisungen zusammenge-

fasst.103  

                                                
99

 Vgl. ebenda, Abschnitt 1 - Organisationsstrukturen. 
100

 Vgl. hierzu Kapitel 2.1.1 und Kapitel 2.1.2 dieser Arbeit. 
101

 Vgl. Kapitel 2.3.3 dieser Arbeit.  
102

 Hinweis: Die Finanz Informatik GmbH & Co. KG ist der IT-Dienstleister der Sparkassen und 
unterstützt diese mit speziell entwickelten Programmen zur Vorsteueraufzeichnung. 
103

 Hinweis: Im Unterschied zu den in Abschnitt 3 - Methoden des Neuen Konzeptes für die Vor-
steueraufteilung bei Kreditinstituten genannten Grundsätzen beruhen die Ausführungen in den 



 

- 26 - 
 

Als Kernaussage lässt sich entnehmen, dass nach der Anwendung individueller 

Aufteilungsschlüssel (z. B. einem Flächenschlüssel oder dem Verhältnis von Ma-

schinenlaufzeiten) auf die verbleibenden Vorsteuerbeträge, z. B. die, die auf er-

worbene Stifte, Papier, Klebeband und andere Waren entfallen, die in jedem Tä-

tigkeitsbereich der Sparkassen verwendet werden, ein modifizierter Aufteilungs-

schlüssel angewendet werden kann. 

Die Grundlagen für die Ermittlung des Neuen Bankenschlüssels, welcher einen 

solchen modifizierten Aufteilungsmaßstab darstellt, werden sodann im vierten 

Abschnitt des neuen Aufteilungskonzeptes erläutert.104 Die dort dargestellten 

Grundsätze und deren Umsetzung in der Praxis der Sparkassen105 sind Thema 

des nachfolgenden Abschnittes. 

3.2.3 Die Ermittlung des Neuen Bankenschlüssels bei  
      Sparkassen  

Ziel des Neuen Konzeptes für die Vorsteueraufteilung bei Kreditinstituten ist die 

Ermittlung eines Aufteilungsschlüssels, um abzugsfähige Vorsteuerbeträge aus 

gemischt verwendeten Eingangsleistungen zu bestimmen.  

Den öffentlich-rechtlichen Sparkassen, die sich für die Anwendung dieses neuen 

Aufteilungskonzeptes entschieden haben, wurde vom Deutschen Sparkassen- 

und Giroverband, dem Dachverband der Sparkassen Finanzgruppe106, der kom-

munale Sparkassen i. d. R. angehören, ein Berechnungsschema zur Verfügung 

gestellt, welches sich an den Vorgaben des Neuen Konzeptes für die Vorsteuer-

aufteilung bei Kreditinstituten orientiert und die Ermittlung dieses Aufteilungs-

schlüssels, dem sog. Neuen Bankenschlüssel, ermöglicht.  

Der Aufteilungsschlüssel wird ermittelt, indem Margen, Provisionen und Entgelte 

aus Abzugsumsätzen zu den Gesamtumsätzen einer Sparkasse ins Verhältnis 

gesetzt werden. Im Ergebnis erhält man den Neuen Bankenschlüssel, welcher - 

                                                                                                                                 
Kapiteln 3.1.1 bis 3.1.3 dieser Arbeit auf der Annahme, dass die Vorsteueraufteilung nach Kosten-
zurechnungsgesichtspunkten eine Form der wirtschaftlichen Zurechnung darstellt. Insoweit stehen 
diese Ausführungen im Widerspruch zu diesem Konzept, welches entweder eine Aufteilung nach 
Kostenzurechnungsgesichtspunkten oder nach dem Prinzip der wirtschaftlichen Zurechnung vor-
sieht. 
104

 Auf die in Abschnitt 5 - Sonderfälle des Neuen Konzeptes für die Vorsteueraufteilung bei Kredit-
instituten aufgeführten Sonderfälle wird unter Berücksichtigung des Schwerpunktthemas dieser 

Arbeit im Folgenden nicht eingegangen. 
105

 Hinweis: Jede öffentlich-rechtliche Sparkasse kann aufgrund ihrer Unternehmereigenschaft 
selbst eine sachgerechte Methode zur Vorsteueraufteilung im Schätzungswege wählen. D. h., dass 
nicht jede Sparkasse die Ermittlung der abzugsfähigen Vorsteuer mit dem Neuen Bankenschlüssel 

vornehmen muss und auch andere Aufteilungsmethoden zur Anwendung kommen können.  
106

 Vgl. Deutscher Sparkassen- und Giroverband 2013: Aufgaben und Ziele des DSGV - Interes-
senvertreter der Sparkassen-Finanzgruppe. 
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häufig als Prozentsatz dargestellt - auf die betroffenen Vorsteuerbeträge ange-

wendet wird um den abzugsfähigen Vorsteueranteil zu ermitteln. 

3.2.3.1 Bemessungsgrundlage 

Nach dem neuen Konzept zur Ermittlung des Neuen Bankenschlüssels ist bei 

Kreditinstituten nicht das Verhältnis der Umsätze maßgebend107, sondern - um zu 

ermitteln, „mit welchem Wert vorsteuerbelasteter Sachaufwand in die Umsätze 

einfließt (…)“108 - die in bestimmten Geschäftsbereichen der Kreditinstitute inner-

halb eines Jahres erzielten Margen.109 Entgelte nach § 10 Abs. 1 S. 1 und 2 

UStG kommen nur bei sog. Grundumsätzen zum Ansatz, bei denen eine Marge 

oder eine Provision keine geeignete Bemessungsgrundlage darstellt.  

3.2.3.1.1 Margenumsätze  

Margenumsätze sind alle die Umsätze, bei denen die Sparkassen lediglich eine 

Mittlerstellung zwischen dem Finanzmarkt und dem Kunden einnehmen.110 Dies 

trifft insbesondere auf Umsätze im Kreditgeschäft zu. Im Neuen Konzept für die 

Vorsteueraufteilung bei Kreditinstituten werden außerdem noch Umsätze des 

Wertpapiergeschäftes und sonstige Bankgeschäfte, insbesondere Derivat-

umsätze, zu den Margenumsätzen gefasst.111 

3.2.3.1.1.1 Umsätze im Kreditgeschäft und sonstige Bankgeschäfte 

Nach dem Berechnungsschema der Sparkassen und im Einklang mit den Vorga-

ben des neuen Aufteilungskonzeptes bilden Margen im Bereich des Kreditge-

schäftes und bei einigen sonst. Bankgeschäften die Grundlage für die Ermittlung 

des Neuen Bankenschlüssels.   

Der Begriff der Marge definiert sich dabei in den beiden Bereichen wie folgt: 

Beim Kreditgeschäft, welches u. a.112 die Vergabe von Krediten an Kunden und 

die Beschaffung der dafür benötigten Mittel umfasst, ergibt sich die Marge aus 

dem Unterschiedsbetrag der Zinserträge, die die Sparkassen für die Herausgabe 

                                                
107

 Hinweis: Insoweit besteht hier eine Abweichung zum allgemeinen Umsatzschlüssel nach § 15 
Abs. 4 S. 3 UStG, welcher auf das Verhältnis von Ausschlussumsätzen zu den Gesamtumsätzen 
eines Unternehmens abstellt. 
108

 BMF, Schreiben vom 12. April 2005 (IV A 5 S 7306 5/05), Abschnitt 4.1 Allgemeines, Anhang 1. 
109

 Weiterführend: Grundlage für das Margenmodell bildete die Entscheidung des EuGH in der 
Rechtssache „First National Bank of Chicago“, wonach beim Devisengeschäft die Marge der Be-
steuerung zugrunde zu legen sei. Vgl. Hahne, Klaus D.; Hamacher, Rolfjosef: Vorsteueraufteilung 
bei Kreditinstituten: Das BMF-Schreiben zum „neuen Bankenschlüssel“ - Zweifelsfragen und Ge-
staltungsspielräume für die Besteuerungspraxis. S. 132.  
110

 Vgl. ebenda. 
111

 Vgl. BMF, Schreiben vom 12. April 2005 (IV A 5 S 7306 5/05), Abschnitt 4.4.1, Anhang 1. 
112

 Vgl. hierzu auch die Gesamtübersicht zu den Leistungen der Sparkassen, die in die Berechnung 
des Bankenschlüssels einfließen, in Anhang 3.  
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der Kredite erhalten und den Refinanzierungskosten113, welche die Sparkassen 

für die Beschaffung der finanziellen Mittel tragen müssen.  

Bei  den sonstigen Bankgeschäften, zu denen z. B. das Münz- und Edelmetall-

geschäft zählen, ergibt sich die Marge durch Subtraktion des Netto-

Verkaufspreises vom Netto-Einkaufspreis. 

Die Margen der einzelnen Bereiche des Kreditgeschäftes und der sonst. Bankge-

schäfte werden ermittelt und zu einer Gesamtmarge zusammengefasst. 

Aus der Gesamtmarge wird anschließend die sog. „relevante Marge“ ermittelt, 

welche auf Abzugsumsätze, also steuerpflichtige Margenumsätze, entfällt. Dies 

können z. B. Margen aus optierten Krediten114 sein. Sowohl die Gesamtmarge 

als auch die relevante Marge fließen direkt in die Ermittlung des Neuen Banken-

schlüssels ein. 

3.2.3.1.1.2 Umsätze im Wertpapiergeschäft und sonstige Bankgeschäfte 

Nach dem BMF-Schreiben vom 12. April 2005115 werden auch bei Umsätzen des 

Wertpapiergeschäfts Margen als Bemessungsgrundlage für die Ermittlung des 

Neuen Bankenschlüssels zugrunde gelegt. Die Marge entspricht in diesen Fällen 

der gesamten Provision aus den Wertpapierumsätzen.116  

Sparkassen betreiben sowohl mit ihren Kunden Wertpapiergeschäfte, als auch in 

eigenem Namen und auf eigene Rechnung - sog. Eigenhandel. Bei den Wertpa-

piergeschäften mit Kunden, also z. B. bei Kommissions- und Vermittlungsleistun-

gen117, werden als Marge die tatsächlichen Provisionserträge, welche sich prob-

lemlos aus den für die Kunden geführten Konten ermitteln lassen, angesetzt. Bei 

Eigenhandelsumsätzen gestaltet sich die Ermittlung der Provision schwieriger, da 

keine tatsächlichen Provisionserträge erzielt werden. Als Marge wird hierbei in 

den meisten Fällen eine fiktive Provision, die aus den Provisionserträgen des 

Wertpapiergeschäftes mit Kunden abgeleitet wird, angesetzt. Sparkassen setzten 

für bestimmte Umsätze des Eigenhandels statt einer fiktiven Provision aber auch 

tatsächlich anfallende Gebühren an. So werden für Zwecke der Ermittlung des 

                                                
113

 Hinweis: Sparkassen ermitteln die Refinanzierungskosten nicht für jeden vergebenen Kredit 
einzeln, sondern insgesamt mittels einer Refinanzierungsquote, da die Bereitstellung der benötig-
ten Mittel zur Vergabe von Krediten durch eine Poolrefinanzierung erfolgt. 
114

 Vgl. zur Umsatzsteuer-Option bei der Vergabe von Krediten Kapitel 4.2.2.1 Optionsfähiger Um-
satz. 
115

 Vgl. BMF, Schreiben vom 12. April 2005 (IV A 5 S 7306 5/05), Anhang 1. 
116

 Vgl. ebenda, Abschnitt 4.3.2 - Provisionsumsätze im Geschäft mit Wertpapieren. 
117

 Vgl. hierzu auch die Gesamtübersicht zu den Leistungen der Sparkassen, die in die Berechnung 
des Bankenschlüssels einfließen, in Anhang 3.  
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Neuen Bankenschlüssels z. B. Eurex-Gebühren118 für den Handel von Zinsderi-

vaten angesetzt.  

Die Summe der tatsächlichen Provisionserträge, Eurex-Gebühren und fiktiven 

Provisionen ergibt dann wiederum die Gesamtmarge aus Provisionsgeschäften 

Auch hiervon wird die relevante Marge ermittelt, zu der z. B. die Provisionen aus 

der steuerpflichtigen Verwahrung und Verwaltung von Wertpapieren gehören. 

Beide Größen, sowohl die Gesamtmarge als auch die relevante Marge, werden 

wiederum für die Ermittlung des Neuen Bankenschlüssels benötigt. 

3.2.3.1.2 Grundumsätze 

Bei Umsätzen, bei denen die kommunalen Sparkassen keine finanzwirtschaftli-

che Mittlerstellung einnehmen, spricht man von sog. Grundumsätzen.119 Hierzu 

gehören einige banktypische Geschäfte, wie z. B. Leistungen im Giroverkehr 

oder im Kartengeschäft, bei denen anstatt einer Marge ein Dienstleistungsentgelt 

angesetzt wird. Zu den Grundumsätzen gehören aber auch alle übrigen Umsätze 

der Sparkassen, wie z. B. Vermietungsleistungen oder Umsätze aus der 

Sicherheitenverwertung, bei denen das Entgelt nach § 10 Abs. 1 S. 1 und 2 

UStG bei der Berechnung des Neuen Bankenschlüssels berücksichtigt wird.  

Auch die Dienstleistungsentgelte für banktypische Geschäfte und die Entgelte für 

die übrigen Leistungen der Sparkassen werden summiert. Hier muss, wie bei den 

Margenumsätzen auch, der Anteil der Entgelte ermittelt werden, der auf steuer-

pflichtige Abzugsumsätze entfällt. Hierzu gehören u. a. die Entgelte für optierte 

Vermietungsleistungen. 

3.2.3.2 Rechnerische Ermittlung des Neuen Banken- 
           schlüssels 

Anhand ihres Berechnungsschemas können die Sparkassen unter Beachtung 

der vorangegangenen Ausführungen im ersten Schritt folgende Werte berech-

nen: Die Gesamtmarge aus Kreditgeschäften und sonst. banktypischen Geschäf-

ten, die relevante Marge aus Kreditgeschäften und sonst. banktypischen Ge-

schäften, die Gesamtmarge und die relevante Marge aus Wertpapiergeschäften, 

die Gesamtsumme der Dienstleistungsentgelte aus den banktypischen Geschäf-

                                                
118

 Hinweis: Zinsderivate werden durch Sparkassen zum Teil über die Handelsplattform Eurex-
Exchange (vgl. Eurex Exchange: Über uns - Bevorzugter Handelsplatz für Derivate. Weltweit.) 
gehandelt. Hierfür entstehen den Sparkassen Gebühren - sog. Eurex-Gebühren.  
119

 Vgl. Hahne, Klaus D.; Hamacher, Rolfjosef: Vorsteueraufteilung bei Kreditinstituten: Das BMF-
Schreiben zum „neuen Bankenschlüssel“ - Zweifelsfragen und Gestaltungsspielräume für die Be-
steuerungspraxis. S. 133. 
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ten und der Entgelte aus den übrigen Geschäften und der davon auf Abzugsum-

sätze entfallende relevante Entgeltanteil. 

Im zweiten Schritt erfolgt nun die rechnerische Ermittlung des Neuen Banken-

schlüssels. Die Division der Summe der auf Abzugsumsätze entfallenden rele-

vanten Margen und Entgelte und der Gesamtsumme aller Margen und Entgelte 

einer Sparkasse ergibt den Neuen Bankenschlüssel, der i. d. R. als Prozentwert 

ausgedrückt und auf die entsprechenden Vorsteuerbeträge angewendet wird.  

In den seltensten Fällen ist das Ergebnis der Berechnung eine ganze Zahl. Der 

Neue Bankenschlüssel wird deshalb als Dezimalzahl bzw. Prozentsatz mit zwei 

Nachkommastellen dargestellt.120 

3.2.4 Anwendung des Neuen Bankenschlüssels   

Der Neue Bankenschlüssel wird anschließend auf die Vorsteuerbeträge aus 

Rechnungen angewendet, für die eine anderweitige Aufteilung - z. B. anhand 

individueller Aufteilungsschlüssel - nicht in Frage kommt.  

Da als Grundlage für die Ermittlung des Neuen Bankenschlüssels die Margen- 

und Grundumsätze des gesamten Besteuerungszeitraumes dienen121, kann die-

ser durch die Sparkassen immer erst nach Ablauf eines Besteuerungszeitraumes 

ermittelt werden, weshalb der Neue Bankenschlüssel, welcher auf Vorsteuerbe-

träge aus Rechnungen des laufenden Besteuerungszeitraumes angewendet 

wird, immer auf den im vorangegangenen Kalenderjahr122 erzielten Margen und 

Entgelten basiert.  

Da die Höhe des Neuen Bankenschlüssels allerdings Schwankungen unterliegt, 

kann es sein, dass rückwirkend betrachtet zu viele oder zu wenige Vorsteuern 

durch die Sparkassen zum Abzug gebracht wurden. Daher wird der ermittelte 

Neue Bankenschlüssel stets noch einmal auf alle betroffenen Eingangsrechnun-

                                                
120

 Weiterführend: Strittig ist, ob eine Aufrundung des Bankenschlüssels auf eine ganze Zahl/auf 
einen vollen Prozentpunkt erfolgen kann. Die Finanzverwaltung lässt eine solche Rundung, die zu 
enormen umsatzsteuerlichen Vorteilen für die Sparkassen führen kann, regelmäßig nicht zu. In 
diesem Zusammenhang ist eine Klage der Kreissparkasse Wiedenbrück vor dem FG Berlin-
Brandenburg (Vgl. FG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 24. September 2009 (2 K 1061/06, Juris - 
Fachportal Steuerrecht).) zurückgewiesen worden. Die Verwaltungsmeinung sieht keine Aufrun-
dung des Bankenschlüssels vor. So hat der EuGH aufgrund eines Vorabentscheidungsersuchens 
des FG Münster mit Urteil vom 16. Juni 2016 (Vgl. EuGH, Urteil vom 16. Juni 2016 (C-186/15, Juris 
- Fachportal Steuerrecht).) entschieden, dass eine Aufrundung des Bankenschlüssels nicht möglich 
sei. Das FG Münster folgte dieser Entscheidung mit seinem Urteil vom 13. September 2016 (Vgl. 
FG Münster, Urteil vom 13. September 2016 (15 K 2390/12 U, Juris Fachportal Steuerrecht).).  
121

 Vgl. Abschnitt 15.16. Abs. 2a S. 1 UStAE. 
122

 Der Besteuerungszeitraum bei Sparkassen entspricht dem Kalenderjahr. Vgl. § 16 Abs. 1 S. 2 
UStG. 
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gen des Vorjahres angewendet und der geltend gemachte Vorsteuerbetrag korri-

giert.123  

3.3  Anteil der abzugsfähigen Vorsteuer bei Sparkassen 

Aus den vorstehenden Ausführungen lässt sich bisher folgendes Fazit ziehen: 

Sparkassen tätigen sowohl steuerpflichtige als auch steuerfreie Ausgangsumsät-

ze. Hauptsächlich handelt es sich dabei um nach § 4 Nr. 8 UStG steuerbefreite 

Bankgeschäfte und Finanzdienstleistungen. 

Da Sparkassen als Unternehmer zum Vorsteuerabzug berechtigt sind, müssen 

sie beim Bezug von Eingangsleistungen prüfen, in welchem Umfang diese Leis-

tungen zur Ausführung steuerpflichtiger oder steuerfreier Ausgangsumsätze ver-

wendet werden, da die Vorsteuer nicht abzugsfähig ist, soweit sie auf steuerfreie 

Ausschlussumsätze entfällt. Dazu ist zunächst eine direkte Zuordnung von Ein-

gangsleistungen zu den Ausgangsleistungen, für die sie verwendet werden sol-

len, vorzunehmen. Bei gemischt verwendeten Eingangsleistungen kann eine 

Vorsteueraufteilung unter Zuhilfenahme individueller Aufteilungsschlüssel und 

des Neuen Bankenschlüssels durchgeführt werden.  

Aufgrund des überwiegenden Anteils steuerfreier Ausgangsumsätze der Spar-

kassen, denen demnach auch ein großer Teil der Eingangsleistungen direkt oder 

mittels eines Aufteilungsschlüssels zuzuordnen sind, ist der Hauptteil der Vor-

steuerbeträge aus Rechnungen für erworbene Waren oder Dienstleistungen 

grundsätzlich durch die Sparkassen nicht abzugsfähig. 

                                                
123

 Vgl. Abschnitt 15.16. Abs. 2a S. 2 UStAE. 
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4 Optimierung des Vorsteuerabzuges von Sparkassen  

4.1  Notwendigkeit einer Optimierung des Vorsteuerabzu-   
 ges 

Durch Artikel 4 Nr. 1 des Haushaltsbegleitgesetzes 2006 vom 29. Juni 2006124 

wurde der Regelsteuersatz nach § 12 Abs. 1 UStG von 16 Prozent auf 19 Pro-

zent angehoben. Die dreiprozentige Erhöhung des Regelsteuersatzes führte bei 

Sparkassen zu einer beachtlichen Umsatzsteuermehrbelastung, da der von Lie-

feranten und Dienstleistern in Rechnung gestellten und zu entrichtenden Um-

satzsteuer nur ein geringer Vorsteuerabzug gegenüber stand.125 Die Sparkassen 

suchten daraufhin nach einer Möglichkeit, den Anteil der abzugsfähigen Vor-

steuerbeträge zu erhöhen und so die nicht als Vorsteuer abzugsfähige Umsatz-

steuer als definitiven Kostenfaktor zu begrenzen. 

Um dieses Ziel zu erreichen, machten die Sparkassen vielfach von der Möglich-

keit der Umsatzsteuer-Option, d. h. von dem Wahlrecht auf die Steuerbefreiung 

einzelner Ausgangsumsätze zu verzichten, Gebrauch.  

Auch heute und in Zukunft wird die Frage nach der Optimierung des Vorsteuer-

abzuges für Sparkassen nicht an Relevanz verlieren. Ein steigender Umfang an 

Sachaufwendungen, beispielsweise durch zunehmende Automation und den 

damit einhergehenden erhöhten Investitionsbedarf bei EDV-Anwendungen verur-

sacht, sparkassenindividuelle Umstände, z. B. geplante Neubauvorhaben oder 

Instandhaltungsmaßnahmen an sparkasseneigenen Gebäuden und zunehmend 

an Bedeutung gewinnendes Outsourcing, werden weiterhin zu hohen Vorsteuer-

volumina führen, aus denen eine steigende finanzielle Belastung wegen nicht 

abzugsfähiger Vorsteuerbeträge resultiert. Die übrigen öffentlich-rechtlichen 

Sparkassen werden daher in naher Zukunft aufgrund der steigenden Sachkosten 

nicht mehr umhin kommen, ebenfalls die Umsatzsteuer-Option zu nutzen, um 

den Anteil abzugsfähiger Vorsteuerbeträge zu erhöhen und den individuellen 

Neuen Bankenschlüssel zu ihren Gunsten zu verändern.126 

                                                
124

 Vgl. HBeglG 2006 in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juni 2006 (BGBl. I S. 1402). 
125

 Vgl. hierzu die zusammenfassenden Ausführungen in Kapitel 3.3 dieser Arbeit. 
126

 Vgl. zu den Auswirkungen der Umsatzsteuer-Option auf die Ermittlung des Bankenschlüssels 
Kapitel 4.3 dieser Arbeit. 
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4.2  Option zur Umsatzsteuer nach § 9 UStG 

4.2.1 Wirkung der Umsatzsteuer-Option 

Die Vorschrift des § 9 UStG gewährt einem Unternehmer das Wahlrecht, auf die 

Steuerfreiheit bestimmter Ausgangsumsätze zu verzichten. Dieser Verzicht be-

wirkt, dass die betroffenen Umsätze wie steuerpflichtige Ausgangsleistungen zu 

behandeln sind und dass - außer in Fällen des § 13b Abs. 2 Nr. 3 UStG - der 

leistende Unternehmer die Umsatzsteuer auf diese Leistungen schuldet. Des 

Weiteren muss der leistende Unternehmer gem. § 14 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 S. 2 UStG 

über den entsprechenden Ausgangsumsatz eine ordnungsgemäße Rechnung i. 

S. d. § 14 und § 14a UStG erstellen.127  

Der Verzicht auf die Steuerfreiheit einzelner Ausgangsumsätze bewirkt zugleich, 

dass der leistende Unternehmer die auf Eingangsleistungen entfallenden Vor-

steuerbeträge abziehen kann, soweit diese mit dem optierten Ausgangsumsatz, 

welcher durch die Option zu einem Abzugsumsatz wird, in wirtschaftlichem Zu-

sammenhang stehen.128 Das Abzugsverbot des § 15 Abs. 2 Nr. 1 UStG greift 

insoweit nicht mehr.129  

4.2.2 Voraussetzungen für die Umsatzsteuer-Option 

Damit Sparkassen die Optionsmöglichkeit wahrnehmen können, müssen die Tat-

bestandsmerkmale des § 9 Abs. 1 UStG erfüllt sein. Dazu gehört neben der Un-

ternehmereigenschaft der Sparkassen130 und der Steuerbarkeit der zu optieren-

den Ausgangsleistung auch, dass es sich bei dieser Leistung um eine in § 4 Nr. 8 

Buchst. a bis g UStG genannte steuerfreie Bank- oder Finanzdienstleistung, ei-

nen steuerfreien Grundstücksumsatz nach § 4 Nr. 9 Buchst. a UStG oder einen 

in § 4 Nr. 12 UStG aufgeführten steuerfreien Umsatz im Zusammenhang mit ei-

nem Grundstück handelt, der an einen anderen Unternehmer für dessen Unter-

nehmen ausgeführt wird.131  

                                                
127

 Weiterführend: Gem. § 14 Abs. 2 S. 2 und 3 UStG kann auch eine Gutschrift erstellt werden. 
128

 Vgl. Kapitel 2.3.2 dieser Arbeit. 
129

 Vgl. Stadie, Holger-Manfred  in Stadie - Umsatzsteuergesetz - Kommentar, 3. Auflage, § 9 
UStG, Rz. 1. 
130

 Vgl. Kapitel 2.1 dieser Arbeit und Schüler-Täsch, Sandy in Sölch/Ringleb - Umsatzsteuergesetz 
- Kommentar, 81. Ergänzungslieferung, §9 UStG, Rz. 15. 
131

 Des Weiteren werden von § 9 Abs. 1 UStG auch nach § 4 Nr. 13 und 19 UStG steuerfreie Um-
sätze erfasst. Da Sparkassen keine Umsätze i. S. d. § 4 Nr. 13 und 19 UStG tätigen, werden diese 
Vorschriften im Folgenden nicht thematisiert. 



 

- 34 - 
 

4.2.2.1 Optionsfähiger Umsatz 

Aufgrund dieser an die Umsatzsteuer-Option geknüpften Voraussetzungen, 

kommt eine freiwillige Umsatzversteuerung für Sparkassen insbesondere für be-

stimmte Leistungen im Kreditgeschäft und im Zahlungsverkehr in Frage, zu de-

nen unter anderem die Vergabe lang- und mittelfristiger betrieblicher Investitions-

kredite gehört. Betriebliche Investitionskredite sind Darlehen an Unternehmen, 

die zur Finanzierung von Anlagevermögen dienen sollen. Außerdem kommt eine 

Option auch bei betrieblichen Kontokorrentkrediten in Betracht, welche - um-

gangssprachlich auch Überziehungskredite genannt - die Überziehung betriebli-

cher Girokonten bis zu einem festgelegten Kreditlimit erlauben und der Überbrü-

ckung kurzfristiger Liquiditätsengpässe dienen. Eine weitere Kreditart, die in der 

Besteuerungspraxis der Sparkassen eine wichtige Rolle spielen und einen opti-

onsfähigen Umsatz darstellen, sind Avalkredite zugunsten von Unternehmen. 

Avalkredite stellen eine Form der Kreditleihe dar, bei der das Kreditinstitut keine 

liquiden Mittel, sondern seine Kreditwürdigkeit zur Verfügung stellt.132 Bei 

Avalkrediten übernehmen Sparkassen gegen Zahlung eines Zinses/einer Provi-

sion Bürgschaften oder Garantien für ein Unternehmen gegenüber dessen Ge-

schäftspartnern.  

Diese Finanzdienstleistungen können unter die Steuerbefreiungsvorschrift des  

§ 4 Nr. 8 Buchst. a bis g UStG subsumiert werden133 und gehören damit zu den 

in § 9 Abs. 1 UStG abschließend aufgezählten optionsfähigen Umsätzen.  

Das Wertpapier-Depotgeschäft, welches ebenfalls zu den banktypischen Ge-

schäften nach § 1 Abs. 1 Satz 2 KWG gehört und die Verwahrung und Verwal-

tung von Wertpapieren für Kunden umfasst, ist jedoch nach § 4 Nr. 8 Buchst. e  

2. Halbsatz UStG von der Steuerbefreiung ausgenommen. Eine Option zur Um-

satzsteuer ist bei diesen Umsätzen daher ausgeschlossen. Lediglich die Umsät-

ze im Zusammenhang mit der Kommission und Vermittlung von Wertpapieren 

können durch Option steuerpflichtig behandelt werden. 

Neben dem Wertpapier- und dem Kreditgeschäft tätigt die Sparkasse auch zahl-

reiche weitere Umsätze, die im Zusammenhang mit der Optionsmöglichkeit nach 

§ 9 Abs. 1 UStG zu betrachten sind. Zu diesen Umsätzen gehören z. B. die durch 

Sparkassen erbrachten Vermietungsleistungen an andere Unternehmer. Die 

                                                
132

 Vgl. Janedu UG: Welt der BWL - Betriebswirtschaft in der Praxis - Avalkredit. 
133

 Hinweis: Die Gewährung lang- und mittelfristiger Investitionskredite und Kontokorrentkredite ist 
nach § 4 Nr. 8 Buchst. a UStG steuerfrei. Die Vergabe von Avalkrediten ist nach § 4 Nr. 8 Buchst. g 
UStG von der Umsatzsteuer befreit. 
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Vermietung einer sparkasseneigenen Immobilie stellt einen Umsatz im Zusam-

menhang mit einem Grundstück dar und ist nach § 4 Nr. 12 Buchst. a UStG von 

der Umsatzsteuer befreit. Diese Vermietungsleistung ist daher ebenfalls eine 

optionsfähige Leistung i. S. d. § 9 Abs. 1 UStG.134 

Grundsätzlich kommt für Sparkassen die Umsatzsteuer-Option also für Leistun-

gen im Kreditgeschäft - insbesondere bei der Kreditgewährung -, bei bestimmten 

Leistungen im Wertpapiergeschäft und bei Leistungen im Zusammenhang mit 

Grundstücken in Frage.  

4.2.2.2 Leistung an einen anderen Unternehmer für des- 
           sen Unternehmen  

Um sowohl bei den optionsfähigen Finanzdienstleistungen als auch bei den Ver-

mietungsumsätzen wirksam zur Umsatzsteuer optieren zu können, muss durch 

die Sparkassen geprüft werden, ob diese Ausgangsleistungen an einen anderen 

Unternehmer für dessen Unternehmen erbracht werden. 

Die Klassifizierung des Leistungsempfängers als Unternehmer erfolgt hierbei 

nach den allgemeinen Grundsätzen des § 2 UStG.135  

Zu beachten ist, dass bei Leistungen an juristische Personen des öffentlichen 

Rechts - z. B. Kommunen, die vielfach zum Kundenkreis der Sparkassen gezählt 

werden - eine Option nur dann möglich ist, wenn diese Unternehmer nach  

§ 2b UStG und mithin nicht hoheitlich tätig sind.136  

Sparkassen müssen zur wirksamen Vornahme der Umsatzsteueroption deshalb 

vorab klären, ob es sich bei den Kunden, an welche optierte Ausgangsleistungen 

erbracht werden sollen, um Unternehmer i. S. d. § 2 bzw. § 2b UStG handelt. Im  

Allgemeinen kann es für einen leistenden Unternehmer jedoch eine große 

Schwierigkeit darstellen, die Unternehmereigenschaft des Leistungsempfängers 

festzustellen.137 In der Praxis der Sparkassen bereitet diese Problematik aber 

nahezu keine Schwierigkeiten. Z. B. wird bei der Eröffnung von Konten eine Ver-

schlüsselung nach sparkasseninternen Kriterien vorgenommen, die eine einfache 

                                                
134

 Hinweis: An die Option bei Umsätzen im Zusammenhang mit Grundstücken sind weitere Vo-
raussetzungen geknüpft. Vgl. Kapitel 4.2.2.3 dieser Arbeit. 
135

 Vgl Schüler-Täsch, Sandy in Sölch/Ringleb - Umsatzsteuergesetz - Kommentar, 81. Ergän-

zungslieferung, §9 UStG, Rz. 47. 
136

 Hinweis: Für Umsätze, die bis einschließlich 31. Dezember 2016 durch die Sparkassen ausge-
führt worden sind, richtete sich die Unternehmereigenschaft des Leistungsempfängers - soweit es 
sich um eine juristische Person des öffentlichen Rechts handelt, nach § 2 Abs. 3 UStG a. F.. 
137

 Vgl. Kraeusel, Jörg in Reiß, Wolfgang; Kraeusel, Jörg; Langer,Michael; et al. (Hrsg.): Umsatz-
steuergesetz - UStG mit Nebenbestimmungen - Gemeinschaftsrecht - Kommentar, 135. Aktualisie-
rung 2017, Bonn : Stollfuß Medien, 2017, § 9 UStG, Rz. 38. 
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Abgrenzung des für die Umsatzsteueroption infrage kommenden Kundenkreises 

von den übrigen Sparkassenkunden ermöglicht. Auch Kleinunternehmer i. S. d.  

§ 19 Abs. 1 UStG und pauschalierende Land- und Forstwirte i. S. d. § 24 UStG 

erfüllen als Leistungsempfänger die in § 9 Abs.1 UStG vorausgesetzte Unter-

nehmereigenschaft und zählen zu diesem Kundenkreis. 

Werden optionsfähige Leistungen an einen anderen Unternehmer erbracht, muss 

dieser die bezogene Eingangsleistung außerdem seinem Unternehmensvermö-

gen zuordnen können bzw. eine unternehmerische Verwendung dieser Leistung 

beabsichtigen. Die Zuordnung der Eingangsleistung zum Unternehmensvermö-

gen ist hierbei an dieselben Voraussetzungen geknüpft, die für den Vorsteuerab-

zug nach § 15 Abs. 1 UStG gelten.138  

Die durch den Leistungsempfänger beabsichtigte Zuordnung der Leistung zum 

Unternehmensvermögen müssen Sparkassen vor Ausübung der Option überprü-

fen. Im Zweifel sind die Sparkassen gegenüber den Finanzämtern in der Pflicht 

nachzuweisen, dass erbrachte Ausgangsumsätze für den unternehmerischen 

Bereich eines Leistungsempfängers bestimmt sind.139 Als Nachweis, dass bei 

optierten Bankumsätzen auch diese Voraussetzung erfüllt ist, sind seitens der 

Sparkassen Kundenanschreiben140 entwickelt worden, welche die Frage nach 

der Zuordnung der Eingangsleistung - insbesondere nach der Zuordnung von 

Finanzdienstleistungen - zum Unternehmensvermögen des Kunden beantworten 

sollen.141 Eine Nachselektierung und Überprüfung, ob die oben genannten Vo-

raussetzungen tatsächlich erfüllt sind, ist durch die Kundenbetreuer der Sparkas-

sen dennoch regelmäßig erforderlich. 

4.2.2.3 Einschränkung der Optionsmöglichkeit nach  
           § 9 Abs. 2 UStG 

Soweit eine optionsfähige Bank- oder Finanzdienstleistung an einen anderen 

Unternehmer für dessen Unternehmen ausgeführt wird, kann eine Sparkasse auf 

die Steuerbefreiung dieses Umsatzes verzichten. Auch für zu optierende Vermie-

tungsleistungen müssen diese Voraussetzungen erfüllt sein. Ist dies der Fall, 

                                                
138

 Vgl. Klenk, Friedrich in Sölch/Ringleb - Umsatzsteuergesetz - Kommentar, 81. Ergänzungsliefe-
rung, §9 UStG, Rz. 36. 
139

 Vgl. Abschnitt 9.1. Abs. 5 S. 1 und 2 UStAE.  
140

 Vgl. standardisiertes Kundenanschreiben der Sparkassen in Anhang 4. 
141

 Weiterführend: Es herrschen auch kritische Meinungen zu den Kundenanschreiben von Banken 
und Sparkassen im Zusammenhang mit der Umsatzsteueroption. Vgl. Lehr, Helmut: Umsatzsteu-

erpflichtige Darlehen: Die (neue) Optionspraxis der Banken aus Sicht des  Darlehensnehmers. In 
Deutsches Steuerrecht 2006, München :  Verlag C. H. Beck oHG, S. 2243. 
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können die Sparkassen jedoch nur unter Beachtung der Einschränkungen des  

§ 9 Abs. 2 UStG142 zur Umsatzsteuer optieren. 

Bei nach § 4 Nr. 12 Buchst a UStG steuerfreien Vermietungsleistungen, die 

Sparkassen in nicht geringem Umfang an ihre unternehmerischen Kunden er-

bringen, gilt, dass die Option nur zulässig ist, soweit das vom Leistungsempfän-

ger gemietete Grundstück ausschließlich für dessen vorsteuerunschädliche Aus-

gangsumsätze verwendet wird bzw. verwendet werden soll. Mithin ist die Option 

bei Vermietungsumsätzen an Kleinunternehmer nicht möglich, da diese gem.  

§ 19 Abs. 1 S. 4 UStG nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt sind und nur vor-

steuerschädliche Ausgangsumsätze ausführen. 

Damit Sparkassen auch bei ihren Vermietungsumsätzen wirksam optieren kön-

nen, muss die entsprechende Nutzung durch den Leistungsempfänger bekannt 

sein. Gem. § 9 Abs. 2 Satz 2 UStG besteht seitens der Sparkassen hierzu sogar 

eine Nachweispflicht, die jedoch dahingehend abgemildert wurde, dass eine Be-

stätigung des Mieters als ausreichend betrachtet wird.143 Damit die Sparkassen 

dieser Nachweispflicht nachkommen können, wird bei Vertragsabschluss die 

unternehmerische Nutzung durch den Mieter bestätigt. Derzeit werden auch hier-

für Kundenanschreiben entwickelt, mit denen die Mieter jährlich zur Bestätigung 

der unternehmerischen Nutzung des Mietobjektes aufgefordert werden sollen. 

4.3  Vorteilhaftigkeit der Umsatzsteuer-Option in Bezug auf  
 die Höhe der abzugsfähigen Vorsteuer  

Die Umsatzsteuer-Option hat für Sparkassen den Nutzen, dass der Anteil der 

abzugsfähigen Vorsteuerbeträge erhöht und die entrichtete Umsatzsteuer als 

Kostenfaktor begrenzt werden kann. Dies ist insbesondere im Hinblick auf die zu 

erwartenden hohen Vorsteuervolumina aus notwendigen Investitionen der Spar-

kassen von Vorteil. 

Durch die Option bei Vermietungsumsätzen ist es möglich, die Vorsteuerbeträge 

aus Anschaffungs- oder Herstellungskosten abzugsfähig zu gestalten. Auch Vor-

steuern aus Instandhaltungsmaßnahmen können, soweit sie auf ein umsatzsteu-

erpflichtig vermietetes Objekt entfallen, zum Abzug gebracht werden. Insofern 

wirkt sich die Option bei Umsätzen im Zusammenhang mit einem Grundstück 

sowohl über die direkte Zuordnung von Eingangsleistungen zu optierten Vermie-

tungsleistungen, als auch über die Zuordnung von Eingangsleistungen mittels 

                                                
142

 Hinweis: Auf die zeitliche Einschränkung des § 9 Abs. 2 i. V. m.  § 27 UStG wird verwiesen. 
143

 Vgl. Abschnitt 9.2. Abs. 3 S. 3 UStAE. 
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Flächenschlüssel zu umsatzsteuerpflichtig vermieteten Grundstücksteilen, positiv 

auf die Höhe der abzugsfähigen Vorsteuer aus. 

Die Umsatzsteuer-Option im Kredit- und Wertpapiergeschäft wirkt sich entschei-

dend über den Neuen Bankenschlüssel auf die Höhe der abzugsfähigen Vor-

steuern aus. Viele Eingangsumsätze von Sparkassen, zum Beispiel der Erwerb 

von Büromaterialien oder Strom, können nicht direkt bestimmten Ausgangsum-

sätzen zugeordnet werden und werden vielmehr für die gesamte Geschäftstätig-

keit der Sparkassen benötigt. Die auf diese Leistungen entfallenden abzugsfähi-

gen Vorsteuerbeträge werden durch Anwendung des Neuen Bankenschlüssels 

ermittelt, welcher sich vereinfacht ausgedrückt durch Division der steuerpflichti-

gen Margen und Entgelte durch die insgesamt erzielten Margen und Entgelte der 

Sparkassen ermittelt. Werden nun die Anzahl der steuerpflichtigen Ausgangsum-

sätze im Bereich des Kredit- und Wertpapiergeschäftes und damit auch die auf 

diese steuerpflichtigen Umsätze entfallenden Margen erhöht, steigt der Neue 

Bankenschlüssel und infolgedessen auch der Anteil der abzugsfähigen Vor-

steuern.  
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5 Fazit 

Die Vorsteueraufteilung ist bei Sparkassen und anderen Kreditinstituten mit er-

heblichem buchhalterischem Aufwand verbunden. Eingangsleistungen und die 

darauf entfallenden Vorsteuerbeträge müssen aufgezeichnet und nach ihrer Zu-

ordnung zu Ausgangsleistungen sortiert werden, um über die Abzugsfähigkeit 

der Vorsteuerbeträge entscheiden zu können.  

Da manche Vorsteuerbeträge, nämlich die Vorsteuern aus Mischfällen, aufgrund 

ihrer Zuordnung zu verschiedenartigen Ausgangsleistungen nur zum Teil abzugs-

fähig sind, muss außerdem eine Vorsteueraufteilung vorgenommen werden.  

Von vielen Sparkassen wird zu diesem Zweck der Neue Bankenschlüssel ermit-

telt, welcher als Aufteilungsmaßstab für diese Vorsteuerbeträge dient. Dieser 

Neue Bankenschlüssel beruht auf dem Neuen Konzept zur Vorsteueraufteilung 

bei Kreditinstituten, welches mit BMF-Schreiben vom 12. April 2005 bekannt ge-

geben wurde.  

Dieses Konzept enthält jedoch nur Ausführungen zu den Grundlagen für die Vor-

steueraufteilung. Es kommt daher in der Besteuerungspraxis auch heute noch zu 

Diskrepanzen zwischen der Finanzverwaltung und den Sparkassen, wenn es um 

die Ermittlung des Neuen Bankenschlüssels geht. Nicht zuletzt die Frage nach 

der mathematischen Rundung des Neuen Bankenschlüssels, welche auch der-

zeit noch nicht abschließend beantwortet ist, stellt ein weiteres Problem im Zu-

sammenhang mit dem neuen Aufteilungskonzept dar.   

Die Höhe des Neuen Bankenschlüssels hängt - abgesehen von der aktuell noch 

strittigen Rundungsproblematik - entscheidend von der Höhe steuerpflichtiger 

Ausgangsumsätze - sog. Abzugsumsätze - der Sparkassen ab. Dass Sparkassen 

zumeist steuerfreie Bankgeschäfte tätigen, welche zu den sog. Ausschlussum-

sätzen zählen, wirkt sich daher negativ auf die Höhe des Neuen Bankenschlüs-

sels aus und hat zur Folge, dass nur ein geringer Anteil der Vorsteuerbeträge aus 

Mischfällen zum Abzug gebracht werden kann. 

Da Sparkassen aufgrund der stetig steigenden Sachaufwendungen stets bestrebt 

sind, die entrichtete Umsatzsteuer aufwandsmindernd als Vorsteuer geltend ma-

chen zu können, musste eine Möglichkeit gefunden werden, den Vorsteuerabzug 

zu verbessern und den Neuen Bankenschlüssel anzuheben. 
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Eine solche Möglichkeit ist die Umsatzsteuer-Option, welche zunehmend von den 

Sparkassen wahrgenommen wird. Die Option kommt insbesondere für Umsätze 

des Kreditgeschäftes und für Vermietungsleistungen in Betracht. 

Obwohl sich die Option bei den Vermietungsleistungen nicht auf die Höhe des 

Neuen Bankenschlüssels auswirkt, ermöglicht sie den Sparkassen die Vor-

steuerbeträge aus Anschaffungs- oder Herstellungskosten der vermieteten Ge-

bäude abzuziehen und wirkt daher kostenmindernd.  

Die Option bei Kreditgeschäften wirkt sich hingegen direkt auf die Ermittlung des 

Neuen Bankenschlüssels aus. Da durch die Option die sonst steuerfreien Leis-

tungen im Kreditgeschäft zu Abzugsumsätzen qualifiziert werden können, steigt 

der Anteil der relevanten Marge aus diesem Geschäftsbereich. Weil somit auch 

der Neue Bankenschlüssel angehoben wird, stellt die Option eine wirksame Me-

thode zur Optimierung des Vorsteuerabzuges bei Sparkassen dar und die Um-

satzsteuer kann als zusätzlicher Kostenbestandteil begrenzt werden.  
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Anhang 1 - Schreiben des BMF vom 12. April 2005 (IV A 5 S 
7306 5/05) 

Schreiben betr. Aufteilung des Vorsteuerabzugs bei Kreditinstituten[1][2]  

Vom 12. April 2005 (UR S. 574), (BMF IV A 5-S 7306-5/05) 

Die Umsatzsteuer-Referatsleiter der obersten Finanzbehörden des Bundes und 

der Länder haben im Rahmen ihrer Sitzung USt IV/02 dem vom Bundesamt für 

Finanzen gemeinsam mit dem Finanzamt Frankfurt am Main V entwickelten 

„Neuen Konzept für die Vorsteueraufteilung bei Kreditinstituten“ zugestimmt. Die 

Umsatzsteuer-Referatsleiter halten das Konzept aus rechtlicher wie praktischer 

Sicht für geeignet. Den verschiedenen im Vorfeld vorgetragenen Einwänden der 

Verbände konnte nicht Rechnung getragen werden. 

Das „Neue Konzept zur Vorsteueraufteilung bei Kreditinstituten“ enthält Grund-

sätze der Aufteilung der Vorsteuern. Weitere Einzelheiten zu der dort dargestell-

ten Aufteilungsmethode sollen ausschließlich in den jeweiligen Prüfungsfällen 

geklärt werden. 

Das „Neue Konzept zur Vorsteueraufteilung bei Kreditinstituten“ stellt eine Mög-

lichkeit zur Aufteilung der Vorsteuern im Schätzungswege dar. Soweit aufgrund 

der in einem Einzelfall gegebenen Besonderheiten (z. B. Größe des Kreditinsti-

tuts) das vorliegende Konzept für nicht geeignet gehalten wird, sind im Beneh-

men mit dem für die Umsatzbesteuerung jeweils zuständigen Finanzamt andere 

Methoden zur Aufteilung des Vorsteuerabzugs nach § 15 Abs. 4 UStG im Schät-

zungswege zulässig. 

Es bestehen keine Bedenken, wenn die sich aus dem Konzept ergebenden 

Grundsätze rückwirkend für alle noch nicht bestandskräftig veranlagten Kalender-

jahre angewendet werden. 

Ergänzend wird darauf hingewiesen, dass es Sache des Steuerpflichtigen ist, die 

für die Geltendmachung von Vorsteuern bedeutsamen Umstände nachzuweisen. 

Dazu gehört auch die Beachtung der gesetzlichen Aufzeichnungspflichten (ins-

besondere die Aufzeichnungen nach § 22 Abs. 3 Satz 2 UStG). 

 

 

 

https://beck-online.beck.de/?vpath=bibdata%2Fges_erl%2FBMF_IV_A5_S7306_5_05%2Fcont%2FBMF_IV_A5_S7306_5_05%2Ehtm#FN1
https://beck-online.beck.de/?vpath=bibdata%2Fges_erl%2FBMF_IV_A5_S7306_5_05%2Fcont%2FBMF_IV_A5_S7306_5_05%2Ehtm#FN1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=15
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=15&x=4
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=22
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=22&x=3
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Neues Konzept für die Vorsteueraufteilung bei Kreditinstituten 

1. Organisationsstrukturen 

Für Zwecke der Vorsteueraufteilung bei Kreditinstituten sind trotz des Grundsat-

zes der Einheit des Unternehmens (§ 2 Abs. 1 Satz 2 UStG) verselbstständigte 

Organisationsstrukturen isoliert zu betrachten. Für die Entscheidung der Frage, 

ob eine solche verselbstständigte Organisationseinheit vorliegt, ist darauf abzu-

stellen, ob und in welchem Umfang sie – für sich betrachtet – abgrenzbare Tätig-

keiten ausführt. Das Vorhandensein einer eigenständigen Buchführung ist nicht 

erforderlich. Als verselbstständigte Organisationseinheiten kommen z. B. Organ-

gesellschaften, Bausparkassen, Hypothekenbanken oder Filialen mit besonderen 

Aufgaben einer Großbank in Frage. Im Rahmen einer Vorsondierung sind dabei 

auch Unternehmensteile, die nichtunternehmerische Tätigkeiten ausführen, vorab 

auszugliedern. Voraussetzung für eine „Ausgliederung“ solcher nichtunternehme-

rischer Tätigkeiten ist allerdings, dass es sich hierbei um organisatorisch abge-

grenzte Unternehmensteile handelt, in denen nur solche Umsätze getätigt wer-

den, die keinen Bezug zu anderen Umsätzen aufweisen. 

2. Aufteilung der Umsätze nach ihrer Verwendung 

Für die Berechtigung zum Vorsteuerabzug ist auf die Verwendung des einzelnen 

Eingangsumsatzes abzustellen. Hierbei ist eine funktionale Zuordnung von Vor-

steuern zu den Ausgangsumsätzen vorzunehmen. Es sind Gruppen von Vor-

steuern zu bilden:  

–  Gruppe 1, Vorsteuern i. S. d. § 15 Abs. 1 und 3 UStG: Vorsteuern, die 

eindeutig und ausschließlich in vorsteuerabzugsberechtigende Aus-

gangsumsätze eingehen. 

In diesem Fall können die auf den Eingangsumsätzen ruhenden Umsatzsteuern 

in voller Höhe als Vorsteuern geltend gemacht werden. 

–  Gruppe 2, Vorsteuern i. S. d. § 15 Abs. 2 UStG: Vorsteuern, die eindeu-

tig und ausschließlich in nicht abzugsberechtigende Ausgangsumsätze 

eingehen. 

In diesem Fall sind die auf den Eingangsumsätzen ruhenden Umsatzsteuern in 

voller Höhe nicht als Vorsteuern abziehbar. 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=2&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=15
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=15&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=15&x=3
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=15
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=15&x=2
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–  Gruppe 3, Vorsteuern i. S. d. § 15 Abs. 4 UStG: Vorsteuern, bei denen 

keine eindeutige Zuordnung zu den Gruppen 1 und 2 festzustellen ist. 

In diesem Fall können die auf den Eingangsumsätzen ruhenden Umsatzsteuern 

nach sachgerechter Schätzung als Versteuern geltend gemacht werden. 

3. Methoden 

Nach § 15 Abs. 4 Satz 2 UStG kann der Unternehmer die nicht abziehbaren Teil-

beträge im Wege der sachgerechten Schätzung ermitteln. Die Aufteilung der 

Vorsteuern hat danach zu erfolgen, in welcher Weise ein Eingangsumsatz in eine 

bestimmte Produktionsstufe bzw. Arbeitnehmerleistung einfließt (sog. wirtschaft-

liche Methode). Die Aufteilung dieser Vorsteuern ist nach Kostenzurechnungsge-

sichtspunkten oder nach dem Prinzip der wirtschaftlichen Zurechnung (vgl. BFH-

Urt. v. 16. 9. 1993 V R 82/91, BStBl 1994 II S. 271) vorzunehmen. Das hierzu 

benötigte Zahlenmaterial ist z. B. aus der betrieblichen Kostenträgerrechnung 

oder aus der Aufwands- und Ertragsrechnung heranzuziehen. Bei der nach § 15 

Abs. 4 Satz 2 UStG zugelassenen Schätzung ist auf die im Einzelfall bestehen-

den wirtschaftlichen Verhältnisse abzustellen. Hierbei ist es erforderlich, dass der 

angewandte Maßstab systematisch von der Aufteilung nach der wirtschaftlichen 

Zuordnung ausgeht 

Für Vorsteuern, die in die Gruppe 3 einzuordnen sind, ist zunächst anhand indi-

vidueller Schlüssel – z. B. bei Einkäufen von DV-Leistungen durch Maschinen-

laufzeiten oder bei Gebäuden durch eine gegenständlich-räumliche Abgrenzung 

– eine Aufteilung vorzunehmen. Für die dann noch verbleibenden, nicht zuor-

denbaren Vorsteuerbeträge bietet sich als letzter Schritt eine Aufteilung nach 

einem modifizierten Aufteilungsschlüssel an. 

Bei einer sachgerechten Schätzung sind die besonderen Strukturen bei Kreditin-

stituten zu beachten. 

4. Margen als Bemessungsgrundlage 

4.1. Allgemeines 

Bemessungsgrundlage nach § 10 Abs. 1 Satz 2 UStG ist bei Finanzumsätzen der 

Wert für die Leistung eines Kreditinstituts an den Empfänger, die darin besteht, 

diesen mit einem Finanzprodukt zu versorgen. 

Folgende Umsätze sind bei Kreditinstituten anzutreffen:  

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=15
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=15&x=4
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=15
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=15&x=4
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=1993-09-16&ge=BFH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=1993-09-16&az=VR8291&ge=BFH
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&a=II&b=1994&s=271&z=BStBl
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=15
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=15&x=4
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=10
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=10&x=1
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a)aus Kreditgeschäften (vgl. Tz. 4.2.), 

b)aus Wertpapiergeschäften (vgl. Tz. 4.3.), 

c)aus sonstigen Geschäften (vgl. Tz. 4.4.). 

Für die Vorsteuerzuordnung bzw. für die Bestimmung des Vorsteuerverbrauchs 

bei der Ausführung von Finanzumsätzen stellt sich die Frage, mit welchem Wert 

vorsteuerbelasteter Sachaufwand in die Umsätze einfließt und ob aus der Um-

satzgröße für die Gesamtleistung des Kreditinstituts Rückschlüsse auf diesen 

Wert gezogen werden können. 

In den nachfolgenden Fällen kommt eine Marge als Bemessungsgrundlage in 

Betracht: 

4.2. Kreditgeschäfte 

Das Hauptgeschäft von Kreditinstituten ist auf der Aktivseite die Vergabe von 

Krediten und auf der Passivseite die Beschaffung von Mitteln für die Herausgabe 

der Kredite. Den erhaltenen Zinseinnahmen aus den herausgelegten Krediten 

stehen Refinanzierungskosten für die Mittelaufnahmen gegenüber. Der Über-

schuss aus den Zinseinnahmen und den Refinanzierungskosten ist die Marge. 

Für das Kreditgeschäft ist festzustellen, dass die Umsatzgröße weitestgehend 

von Eingangsleistungen bestimmt wird, die nicht vorsteuerbelastet sind (Refinan-

zierung). Aussagekräftig ist vielmehr eine Marge, die durch diese Geschäfte er-

zielt wird. Mit dieser Marge werden abgedeckt:  

a)Personalkosten, 

b)Sachkosten, 

c)Risiken, 

d)Gewinnanteile. 

Zur Berücksichtigung möglicher Zinsänderungsrisiken werden zu jedem Bilanz-

stichtag Zinsertragsbilanzen erstellt, aus denen die durchschnittliche Verzinsung 

der Aktiv- und der Passivseite eines Kreditinstituts zu ersehen ist. Die sich aus 

der durchschnittlichen Verzinsung ergebende Durchschnittsmarge kann typisie-

rend für alle Kreditgeschäfte in eine Verhältnisrechnung eingehen. Dabei können 

Besonderheiten in der Kreditstruktur angemessen berücksichtigt werden. 
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Die Kreditgrößenstruktur ist bei den Instituten unterschiedlich. Bei einem Ver-

gleich der Kreditvolumen wird nach den Erfahrungen der Betriebsprüfung deut-

lich, dass Kredite in Drittländer inländische Kredite deutlich übersteigen. Die 

Margen sind in der Regel u. a. auch wegen des erhöhten Risikos höher. Be-

tragsmäßig höheren absoluten Margen haften allerdings regelmäßig keine höhe-

ren Sachaufwendungen an, wodurch kein der absoluten Marge entsprechender 

Vorsteuerverbrauch eintritt. Folgerichtig ist eine Kürzung um einen Abschlag ge-

boten. Dieser kann sich an der Anzahl der abgeschlossenen Kredite orientieren. 

4.3. Wertpapiergeschäfte 

4.3.1. Eigenhandelsumsätze[3]  

Nach der höchstrichterlichen Rechtsprechung, der die herrschende Lehre folgte, 

liegt dem Ersterwerb bei der Fremdemission eines festverzinslichen Wertpapiers 

zivilrechtlich ein Kaufvertrag zugrunde. Mit der Ausgabe und dem Erwerb von 

Wertpapieren soll die Verkehrsfähigkeit einer Forderung und die Legitimation des 

Inhabers erleichtert werden. Unter diesem Gesichtspunkt liegt das Schwerge-

wicht bei einer Wertpapieremission auf der Lieferung eines Wertpapiers durch 

den Emittenten. Das gilt auch für die Veräußerung eines Wertpapiers an weitere 

Erwerber. 

Die Leistung des Erwerbers besteht in der Entrichtung des Entgelts für die Liefe-

rung des Wertpapiers. Die Annahme einer Lieferung hat zur Folge, dass bei Ver-

käufen von Wertpapieren der Ort der Lieferung nach § 3 Abs. 1 UStG bestimmt 

wird. Der Lieferort liegt in den Fällen im Inland, in denen die Wertpapiere nach 

dem Verkauf bei einem inländischen Kassenverein verwahrt werden. Werden 

Wertpapiere an ausländische Erwerber veräußert und werden diese Papiere 

nicht bei einem inländischen Kassenverein verwahrt, liegen steuerfreie Ausfuhr-

lieferungen i. S. d. § 4 Nr. 1 Buchst. a i. V.m. § 6 Abs. 1 UStG vor. 

Für Zwecke der Vorsteueraufteilung ist eine fiktive pauschale Provision, die von 

den Wertpapierumsätzen der Bank abgeleitet wird, als Marge anzusehen. Soweit 

eine solche Provision aus der Buchführung nicht ersichtlich ist, kann sie ge-

schätzt werden. 

4.3.2. Provisionsumsätze im Geschäft mit Wertpapieren 

Führen Kreditinstitute im Auftrag von Kunden Wertpapiergeschäfte durch, erbrin-

gen die Kreditinstitute sonstige Leistungen. Als Marge ist die gesamte Provision 

https://beck-online.beck.de/?vpath=bibdata%2Fges_erl%2FBMF_IV_A5_S7306_5_05%2Fcont%2FBMF_IV_A5_S7306_5_05%2Ehtm#FN3
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=3
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=3&x=1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=4
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=6
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=6&x=1
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aus diesen Geschäften anzusetzen. Sollten die Provisionen nicht aus der Buch-

führung oder aus den sonstigen Aufzeichnungen zu entnehmen sein, wird – aus 

Vereinfachungsgründen – der Ansatz einer pauschalen Provision, die von den 

Wertpapierumsätzen der Bank abgeleitet wird, als Marge angenommen. 

4.4. Sonstige Geschäfte, insbesondere auch Finanzinnovationen 

4.4.1.  

Bei allen sonstigen banktypischen Geschäften, die nicht unter Tz. 4.2. und 4.3. 

fallen, insbesondere bei allen steuerbaren Derivatumsätzen, kommt – je nach 

Umständen des Einzelfalls – der Ansatz einer Marge oder eines Dienstleistungs-

entgelts in Betracht. 

4.4.2.  

Für Vorsteuern, die nicht banktypischen Geschäften zuzuordnen sind, gelten die 

allgemeinen Grundsätze. 

5. Sonderfälle 

5.1. Ausländische Betriebsstätten inländischer Kreditinstitute 

Ausländische Betriebsstätten inländischer Kreditinstitute gehören nach dem 

Grundsatz der Einheitlichkeit des Unternehmens zum inländischen Unternehmen 

i. S. d. § 2 UStG. Für Zwecke der Vorsteueraufteilung sind sie jedoch als eigen-

ständige, abgrenzbare Organisationseinheiten zu betrachten. Ggf. ist für Zwecke 

der Vorsteueraufteilung ein eigenständiger Schlüssel zu ermitteln. Hierbei kommt 

eine Anlehnung an die „Kostenumlagen“ und die darin enthaltenen vorsteuerbe-

hafteten Beträge in Betracht. 

5.2. Inländische Betriebsstätten ausländischer Kreditinstitute 

Inländische Betriebsstätten gehören zum Gesamtunternehmen i. S. d. § 2 UStG. 

Die Umsätze der inländischen Betriebsstätten und die Vorsteuern sind isoliert 

von den Tätigkeiten der ausländischen Kreditinstitute zu betrachten. Es gelten 

die gleichen Maßstäbe wie für jedes andere inländische Kreditinstitut. 

[1]  Nicht mehr anzuwenden für Steuertatbestände, die nach dem 31. Dezember 

2008 verwirklicht werden, da nicht in der Positivliste des BMF v. 23. 4. 2010, 

BStBl I S. 391 (BeckVerw 237730) enthalten. Die Anwendung bleibt unbe-

rührt für vor dem 1. 1. 2009 verwirklichte Steuertatbestände. Soweit das 

https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStG&p=2
https://beck-online.beck.de/?vpath=bibdata%2Fges_erl%2FBMF_IV_A5_S7306_5_05%2Fcont%2FBMF_IV_A5_S7306_5_05%2Ehtm#FR1
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2010-04-23&ge=BMF
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&a=I&b=2010&s=391&z=BStBl
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&n=237730&z=BeckVerw
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BMF-Schreiben schon aus anderen Gründen keine Rechtswirkung mehr ent-

faltet, hat die Aufhebung nur deklaratorischen Charakter. 

[2]  Vgl. BMF v. 30.11.2006, BStBl I S. 793 (BeckVerw 081105); nunmehr gere-

gelt in Abschn. 25 Abs. 7 UStR 2008. Beachte die dortige Übergangsrege-

lung im letzten Absatz. 

[3]  Überholt durch Abschn. 25 Abs. 7 UStR 2008. 

https://beck-online.beck.de/?vpath=bibdata%2Fges_erl%2FBMF_IV_A5_S7306_5_05%2Fcont%2FBMF_IV_A5_S7306_5_05%2Ehtm#FR2
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=200&d=2006-11-30&ge=BMF
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&a=I&b=2006&s=793&z=BStBl
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=300&n=081105&z=BeckVerw
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStR&p=25
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStR&p=25&x=7
https://beck-online.beck.de/?vpath=bibdata%2Fges_erl%2FBMF_IV_A5_S7306_5_05%2Fcont%2FBMF_IV_A5_S7306_5_05%2Ehtm#FR3
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStR&p=25
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=UStR&p=25&x=7
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Anhang 2 - Grafische Darstellung zur Systematik der Vor-
steueraufteilung im Allgemeinen und bei Kreditinstituten 

Die folgenden Abbildungen sind in Anlehnung an die in Hahne, Klaus D.; Hama-

cher, Rolfjosef: Vorsteueraufteilung bei Kreditinstituten: Das BMF-Schreiben zum 

„neuen Bankenschlüssel“ - Zweifelsfragen und Gestaltungsspielräume für die 

Besteuerungspraxis. In: Umsatzsteuer Rundschau 2006, Köln : Verlag Dr. Otto 

Schmidt, S. 131 enthaltene Abbildung erstellt worden. 
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2. Systematik der Vorsteueraufteilung bei Kreditinstituten 
 

 

  

 

  

  

  
 
 
 
 
 
 
 
 

Summe  
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1.  
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3.  
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2.  

Zurechnung nach einem 

individuellen Schlüssel 

Summe  

aller Vor-

steuern 

abzugsfähige 

Vorsteuern 
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1.  

direkte Zurechnung 

3.  

Zurechnung nach dem 

Bankenschlüssel 

2.  

Zurechnung nach einem 

individuellen Schlüssel 
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Anhang 3 - Übersicht über die Umsätze von Sparkassen, 
welche in die Berechnung des Neuen Bankenschlüssels 
einbezogen werden 

 

Umsätze des Kreditgeschäftes 

 

Vergabe von 

- Kontokorrentkrediten 

- Tagesgeldern 

- Wechselkrediten 

- sonst. Darlehen (Inland und 

EU) 

- sonst. Darlehen (Drittland) 

an sonst. Kunden 

 

Vergabe von 

- Tagegeldern 

- Termingeldern 

- Darlehen 

- an Kreditinstitute, sowie 

- laufende Guthaben 

- Bausparguthaben  

bei anderen Kreditinstituten  

 

Vergabe von  

- Schuldscheinen 

- Namensschuld-
Verschreibungen 

- Genussscheinen 

 

 
Umsätze des Wertpapiergeschäftes 

 

a. Eigenhandelsumsätze 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 

Veräußerung von  

- Geldmarktpapieren 

- Anteilen 

- Schuldverschreibungen 

- Wertpapieren 
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b. Wertpapiergeschäft mit Kunden 

 

 

 

Erwerb oder Veräußerung von 

- Investmentanteilen 

- Aktien 

- anderen nicht festverzinsli-
chen Wertpapieren 

- Zinsderivaten 

 

Kommission und Vermittlung  

Verwahrung und Verwaltung 

 

 

Umsätze aus sonst. Bankgeschäften 

 

Leistungen im  

- Sortengeschäft 

- Münz- und Edelmetallge-
schäft 

- Devisengeschäft 

- Giroverkehr 

- Kartengeschäft 

- Auslandsgeschäft (z. B. Aus-
landsüberweisungen) 

Handel derivater Finanzinstrumente 

Übernahme von Bürgschaften und 
Garantien 

Vertrieb von Investmentanteilen 

 

 

Sonst. Umsätze 

 

Vermietungsleistungen 

Veräußerung von 

- Gebäuden und Grundstücken 

- Betriebs- und Geschäftsaus-
stattung 

Sicherheitenverwertung 

Leistungen der Kantinen 
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Anhang 4 - Kundenanschreiben der Sparkassen 

Mit folgendem Anschreiben informieren die Sparkassen ihre Kunden über die 
geplante Option zur Umsatzsteuer: 
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